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Dr. Klaus Gebauer         11. Juni 2021 
Kreuzstraße 25 
53225 Bonn 

An Demokratie und Rechtsstaat im Landtag von NRW 

Betr.: Beteiligung der türkisch-staatlichen Organisation DITIB 
an der rechtlichen Ordnung des islamischen Religionsunter-
richts an den öffentlichen Schulen in Nordrhein-Westfalen. 
Bezug: Meldungen der Landesregierung und der Presse: 

1. WIR IN NRW – DAS LANDESPORTAL vom 17. Mai 2021 
(ANLAGE 1) 

2. Süddeutsche Zeitung vom 08. Juni 2021  
(Auszug: ANLAGE 2) 

3. FAZ vom 17. Mai 2021 (Auszug ANLAGE 4) 
4. zdf vom 23. Mai 2021 (Auszug ANLAGE 5) 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,  
der Autor der folgenden Einlassung war 30 Jahre mit der hier the-
matisierten Materie beruflich befasst. Er bittet den Landtag eindring-
lich, dem Ministerium für Schule und Bildung durch einen parlamen-
tarischen Akt zu untersagen, den türkisch-staatlichen Verband DITIB 
(ANLAGE 6 und 7) an der rechtlichen und schulpädagogischen 
Ordnung des seit dem 2. Juli 2019 durch Gesetz geregelten islami-
schen Religionsunterricht zu beteiligen. 
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1. Sachstand (historisch-chronologisch) 

1.1 Mit Erlass vom 11. Dezember 1979 beauftragte Kultusminister 
Jürgen Girgensohn (SPD) das Landesinstitut für Curriculumentwick-
lung, Lehrerfortbildung und Weiterbildung,  

„einen Lehrplan für den islamischen Religionsunterricht in den 
Klassen 1-4 der Grundschule zu entwickeln.“ (Erlass II A 2.36-
6/1 Nr. 3273/79) 

Im Jahr 1984 konnte ein Lehrplan für die Grundschule in deutscher 
und türkischer Sprache fertiggestellt werden (ANLAGE 16); von 
1991 bis 1996 bis zur Klasse 10. Der Unterricht fand als „Religiöse 
Unterweisung für Schülerinnen und Schüler islamischen Glau-
bens“ im Rahmen des muttersprachlichen Unterrichts in Tür-
kisch (MSU) statt, bald auch im MSU Arabisch. 

1.2 Mit Beginn des Projekts 1979 bis in die 90er Jahre war es Ab-
sicht der Landesregierung, durch staatlichen Islamunterricht zu ver-
hindern, dass die muslimischen Kinder und Jugendlichen schutzlos 
den religiös-ideologischen Einflüssen der damals wie heute bekann-
ten islamischen Großorganisationen ausgesetzt sein würden. Ent-
sprechende Problem-Studien lagen vor (ANLAGE 8). 

1.3 Der Beginn der Arbeiten an einem Lehrplan für islamischen 
Religionsunterricht im Frühjahr 1980 (Personalsuche) fiel zeitlich 
zusammen mit dem Militärputsch in der Türkei am 12. September 
1980. Seit November 1982 (neue Verfassung) fand unter Kontrolle 
der Militärs eine Reparlamentarisierung statt. Die Militärherrschaft 
richtete sich ursprünglich gegen Islamisierung der Politik, gegen 
Gewerkschaften (1477 Anklagen) und gegen Kurden (ANLAGE 
8a); insgesamt ca. 650 000 Verhaftungen, 571 verhängte und 50 
vollstreckte Todesurteile (Wikipedia „Militärputsch in der Türkei 
1980“). 

1.4 In den Jahren 1984 bis 1990 fand ein regelmäßiger (zweimal 
jährlich) Experteninformationsaustausch über Fragen der schuli-
schen Erziehung türkischer bzw. türkischstämmiger Kinder und Ju-
gendlicher in NRW zwischen dem Landesinstitut NRW in Soest und 
dem Erziehungsministerium (Milli Eğitim Bakanlığı – MEB – Ankara) 
der Türkei statt (ANLAGE 8b), politisch legitimiert durch eine NRW-
türkische Parlamentariergruppe, die sich auch mehrmals in der Tür-
kei oder in NRW traf. (Quelle: Teilnehmer). 
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1.5 Während von NRW-Seite alle Gespräche über die Jahre von 
denselben Personen geführt wurden, wechselte die türkische Seite 
nach und nach immer wieder ihr Gesprächspersonal aus. War zu-
nächst bis 1986 stets ein verdeckter Offizier – meist schweigend – 
anwesend, rückten nach diesem Jahr islamistische Beamte, in die 
Positionen des MEB ein. Da die Causa „Islamunterricht“ auch das 
DIYANET betraf, konnte auch dort ein Wandel hin zum Islamismus 
wahrgenommen werden. (Quelle Teilnehmer). 

1.6 In den Wirren der deutschen Einigung (NRW half beim Aufbau 
des Schulsystems in Brandenburg) verendete der Austausch. 

1.7 Mit den ersten politischen Erfolgen des Recep Tayyip Erdoğan 
(1994 OB in Istanbul) islamisierte sich das gesellschaftliche Leben 
in der Türkei zusehends. (ANLAGE 9). Saudi Arabien baute Hunder-
te kleiner Standard-Moscheen in türkischen Mittelstädten und in den 
Vorstädten (Gecekondus) der Großstädte. 

1.8 Von 1999 an (Ministerin Gabi Behler, SPD) begann der Schul-
versuch Religiöse Unterweisung in deutscher Sprache. Er war 
auch eine Reaktion auf die Entwicklung in der Türkei: Die dritte Ge-
neration der Kinder und Jugendlichen sollte von der Schulaufsicht 
kontrollierbar etwas über ihre Religion erfahren, wissenschaftlich 
abgesichert von gut ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern. Der 
Islamunterricht wurde damit vollkommen dem Einfluss des türki-
schen Staats entzogen. 

1.9 Von 2006 an begann dieser Unterricht weiterentwickelt und un-
ter neuem Namen als „Islamkunde in deutscher Sprache“ für die 
Klassen 1-10; bis heute ist dieser Unterricht nicht abgesagt. Ministe-
rin Barbara Sommer, CDU: 

„Im Mittelpunkt des Unterrichts steht das Kennenlernen von 
grundsätzlichen religiösen Fragen. Der Unterricht soll zur Re-
flexion anregen, auch beispielsweise zu der Frage, wie sich ei-
ne Religion in der Diaspora behaupten kann. Im Schulversuch 
»Islamkunde« sollen die Kinder und Jugendlichen darin unter-
stützt werden, die Traditionen und Werte ihrer Religion kennen 
zu lernen. Der Unterricht will zeigen, welche Antworten der Islam 
auf die Frage nach der Beziehung des Menschen zu Gott, zu 
den Mitmenschen, zu sich selbst und zur Natur gibt.“ 
(Vorwort zum Lehrplan Grundschule. Islamkunde 2011.) 
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Mit dem „Kunde“-Konzept wurde der Islamunterricht praktisch voll-
kommen dem Einfluss der islamischen Verbände entzogen. 

1.10 Mit dem 6. Schulrechtsänderungsgesetz vom 22. Dezember 
2011, (in Kraft seit 1. August 2012), wurde neben der „Islamkunde“ 
ein neues Fach „Islamischer Religionsunterricht“ (Ministerin Syl-
via Löhrmann, GRÜNE) geschaffen, das gleichrangig zum christli-
chen und jüdischen Religionsunterricht von einer islamischen Reli-
gionsgemeinschaft im Sinn des Artikel 7 III mitverantwortet werden 
sollte. Das Projekt war hauptsächlich eines der Fraktion der GRÜ-
NEN, unterstützt von Teilen der SPD und der CDU. 

1.11 Dieser IRU sollte beim Schulministerium durch einen Beirat, 
bestehend aus Vertretungen der großen muslimischen Verbände 
und des Ministeriums, fachlich begleitet werden. Die Vertretung der 
muslimischen Verbände bekam das Recht, durch eine „Idschaza“ 
(entsprechend kath.: Missio /ev.: Vocatio) an der Lehrerlaubnis der 
Lehrerinnen und Lehrer sowie an der Zulassung von Schulbüchern 
verbindlich mitzuwirken.  

1.12 Der Gesetzestext von 2011 schloss und schließt mit dem Satz: 
„Die Landesregierung überprüft unter Einbeziehung der islami-
schen Organisationen die Auswirkungen dieses Gesetzes und 
berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2018.“ 
(Art. 2 des 6. Schulrechtsänderungsgesetzes, betreffend § 132a 
SchulG) 

1.13 Im Rahmen einer Experten-Anhörung im Landtag NRW vor 
Verabschiedung des 6. Schulrechtsänderungsgesetzes (s. o. 1.10) 
wurde am 14. September 2011 gegen die vorgesehene Einrichtung 
eines entscheidungsbefugten Beirats (s. o. 1.11) von Seiten der 
wissenschaftlichen Vertreter des Öffentlichen Rechts „Unwohlsein“ 
geäußert, weil man in der Ranggleichung islamische Organisationen 
einerseits und Kirchen andererseits eine staatskirchenrechtliche Un-
sauberkeit erblickte. Mit Hilfe eines zu befristenden Erprobungs-
vorbehalts (s.o. 1.12: 31.12.2018) stellte man die Bedenken jedoch 
zurück.  
Eine Stellungnahme (ANLAGE 6) hielt explizit die Beteiligung der 
türkischen Staatsorganisation DITIB für inakzeptabel. Als strikt 
weisungsabhängig von der türkischen Regierungs- und Staatsspitze 
tangiere eine Beteiligung die Souveränität des Staates Bundesrepu-
blik: 



 5

»DITIB würde durch die Berechtigung, Lehrerinnen oder Lehrer 
für den islamischen Religionsunterricht zu beauftragen (sowie 
an der Erstellung von Lehrplänen und der Zulassung von 
Schulbüchern mitzuwirken), als Institution der türkischen 
Staatsgewalt deutsche Staatsgewalt gegenüber deutschen 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern ausüben. Damit aber wä-
re die Souveränität des deutschen Volkes (Art. 20,2) beschä-
digt.« 
Indirekt liege auch ein Verstoß gegen Artikel 4 GG vor.  
(vgl. dazu auch ANLAGE 7 – zur Satzung von DITIB) 

1.14 Mit Anschreiben vom 07.08. legte das Schulministerium dem Integ-
rationsausschuss des Landtags am 19. August 2015 einen Bericht im 
Sinne der gesetzlichen Berichtsverpflichtung (s.o. 1.12 und 1.13) vor 
(VORLAGE 16/3085). 
Darin wird über den schul- und unterrichtsorganisatorischen Stand berich-
tet sowie über den Stand der Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer. 
Über die Arbeit des Beirats wird berichtet,  

„Der Beirat hat bisher keinen Antrag auf die Idschaza (s.o. 1.11) zur 
Erteilung des islamischen Religionsunterrichts abgelehnt.“ 

Darauf wird unten unter Ziffer 2.8 ausführlich eingegangen! 
Des weiteren berichtet Ministerin Frau Löhrmann: 

„Zur Klärung des Status der Verbände als Religionsgemein-
schaft hat die Landesregierung ein juristisches Gutachten an 
Dr. Fabian Wittrek vergeben. Das Gutachten stellte fest, dass 
alle vier im Koordinationsrat der Muslime (KRM) organisierten 
Verbände [also u.a. auch DITIB] die rechtlichen 
Voraussetzungen erbringen.  
Das Gutachten wurde am 4.3.2015 in einer Sitzung der Pro-
jektgruppe Statusfragen vorgestellt und von allen Beteiligten 
positiv aufgenommen und wohlwollend kommentiert.  
An der Projektgruppe nahmen Vertreterinnen und Vertreter al-
ler fünf Landtagsfraktionen sowie aller im Koordinierungsrat 
der. Muslime (KRM) organisierten Verbände teil.“ 

Das Gutachten selbst gab die Ministerin nicht zu Protokoll. 

1.15 Mitte des Jahres 2016 entwickelte sich eine Diskussion um 
die Frage, ob den islamischen Organisationen je einzeln oder insge-
samt der Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuer-
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kannt werden könne, um sie so öffentlichrechtlich den christlichen 
Kirchen gleichzustellen (vgl. ANLAGE 12). 
Die Diskussion kreiste sogleich um ein entsprechendes Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das dieses am 19. Dezember 2001 
im Hinblick auf die Zeugen Jehowas (NJW 2001, 429) gefällt hatte.  
Dieses Urteil wird als ANLAGE 10 sehr abgekürzt aber intensiv 
zitiert, weil es wesentlich zum derzeitigen Sachstand der Causa 
DITIB gehört. 
Soviel aber schon an dieser Stelle: In diesem Urteil macht das BVG 
drei Kriterien für die Vergabe des Status’ einer Körperschaft öffent-
lichen Rechts maßgebend: 
Eine Religionsgemeinschaft könne dann den Status einer Körper-
schaft öffentlichen Rechts erlangen,  

a. wenn sie rechtstreu sei. 
b. wenn sie so verfasst sei, dass sie durch ihre „tatsächli-

che“„Verfasstheit“„die Gewähr der Dauer“ biete. 
c. wenn sie ihre vergrößerten Einflussmöglichkeiten nicht 

missbrauche. 

1.16 Zum 13. März 2018 berichtet KNA über eine Fachtagung in 
der Katholischen Akademie Die Wolfsburg in Mülheim an der Ruhr, 
auf der Prof. Dr. Wittreck, Lehrstuhl für öffentliches Recht an der 
Universität Münster, referiert hat und sich dabei auf sein Gutachten 
(s.o. 1.14)  für das NRW-Ministerium bezogen hat. – KNA: 

„Für Wittreck werden hier an neue Religionen Maßstäbe ange-
legt, die noch nicht einmal die alten erfüllen. [...]. Der Jurist plä-
dierte für eine großzügigere Anerkennungspraxis. Phänomene 
wie fragwürdige Unterrichtsinhalte, Verfassungstreue oder Ein-
fluss eines ausländischen Staates sollten dann von der Schul-
aufsicht überprüft und gegebenenfalls unterbunden werden. 

Grundsätzlich sollte der Staat den Verbänden aber mit einem 
Vertrauensvorschuss begegnen. Diesen könne indes die 
Ditib derzeit nicht Anspruch nehmen, so Wittreck, der für 
die NRW-Landesregierung ein Gutachten über die Vorausset-
zungen islamischer Verbände als Religionsgemeinschaften ver-
fasst hat.“ 

1.17 Relativ zeitnah dem vom Landtag im Gesetz vom 22. Dezem-
ber 2011 (s.o. 1.5) gesetzten Endes der Erprobungszeit (31. De-
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zember 2018) beschließt der Landtag am 2. Juli 2019, (in Kraft ge-
setzt am 1. August 2019), ein Gesetz zum islamischen Religions-
unterricht als ordentliches Lehrfach (14. Schulrechtsänderungs-
gesetz). 
Die Änderungen in § 132a SchulG sind erheblich. 
In Absatz 1 bleibt der „Übergangs“-Charakter des Rechtsmodells 
erhalten, auch die rechtliche Nichtentsprechung der islamischen 
Organisationen im Vergleich mit den Kirchen nach Artikel 7 III GG 
und Artikel 14 und 19 LV NRW ist im neuen Gesetz enthalten. 
Inhaltlich weitgehend neu ist Absatz 3:  

„(3) Die Zusammenarbeit beruht auf einem Vertrag zwischen 
dem Land und der jeweiligen islamischen Organisation. Der Ab-
schluss eines solchen Vertrags setzt voraus, dass die islami-
sche Organisation bei der Zusammenarbeit die Gewähr dafür 
bietet und darlegt, 
1. eigenständig und staatsunabhängig zu sein, 
2. die in Artikel 79 Absatz 3 des GG umschriebenen Verfas-

sungsprinzipien, die dem staatlichen Schutz anvertrauten 
Grundrechte der Schülerinnen und Schüler sowie die 
Grundprinzipien des freiheitlichen Religionsverfassungsrechts 
[vorher: .“..und Staatskirchenrechts“] des Grundgesetzes achten und 

3. dem Land bei der Durchführung des islamischen Religionsun-
terrichts in absehbarer Zeit als Ansprechpartner zur Verfügung 
stehen.“ 

[Die Absätze 4 und 5 sind nachrangige Regelungen]. 
Inhaltlich weitgehend neu sind die Absätze 6 und 7:  

„(6) Die Kommission für den islamischen Religionsunterricht ver-
tritt gegenüber dem Ministerium die Anliegen und die Interessen 
der islamischen Organisationen bei der Durchführung des islami-
schen Religionsunterrichts als ordentliches Unterrichtsfach. Die 
Kommission nimmt die einer Religionsgemeinschaft in den 
[SchulG] §§ 30 (Schulbuchzulassung) und 31 (Lehrpläne und 
Lehrerlaubnis) zugewiesenen Aufgaben wahr. Ablehnende Be-
schlüsse der Kommission sind nur aus theologischen Gründen 
zulässig und dem Ministerium schriftlich darzulegen. 
(7) Jede islamische Organisation entsendet auf der Grundlage 
des Vertrags nach Absatz 3 in die Kommission eine theologisch, 
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religionspädagogisch, islamwissenschaftlich oder vergleichbar 
qualifizierte Person, die auch persönlich die Gewähr für die An-
forderungen nach Absatz 3, Satz 2 Nummer 2 bietet.“ 

[Ende der Auszüge aus dem Gesetz vom 2. Juli 2019]. 

1.18 „Das Ministerium für Schule und Bildung teilt mit:“ 
    17. Mai 2021:  

„[...].Schulministerin Gebauer begrüßt am heutigen Montag die 
islamischen Organisationen und designierten Mitglieder der künf-
tigen Kommission, die mit dem Land den islamischen Religions-
unterricht gestalten werden. Die Verträge zur Zusammenarbeit 
zum islamischen Religionsunterricht nach dem Kommissi-
onsmodell sind unterzeichnet worden. Die Kommission kann 
somit ihre Arbeit aufnehmen und den bisherigen Beirat als feste 
Vertretung islamischer Glaubensgemeinschaften gegenüber 
dem Land Nordrhein-Westfalen in Fragen des islamischen Re-
ligionsunterrichts ablösen [geschehen am 4. Mai 2021]. Nach 
dem neuen Modell wird nunmehr die Kommission dem Land als 
Ansprechpartner für den islamischen Religionsunterricht zur 
Verfügung stehen. Sie nimmt die einer Religionsgemeinschaft 
zugewiesenen verfassungsrechtlichen Aufgaben wahr, ana-
log zur Beteiligung der Kirchen beim katholischen und evange-
lischen Religionsunterricht. [...]. 
Die Kommission vertritt gegenüber dem Ministerium für Schule 
und Bildung die Interessen und Anliegen der islamischen Organi-
sationen bei der Durchführung des islamischen Religionsunter-
richts als ordentliches Unterrichtsfach. Zu ihren Aufgaben gehört 
unter anderem das religiöse Einvernehmen mit neuen, in staatli-
cher Verantwortung erarbeiteten Kernlehrplänen, die Erteilung 
der Idschaza (Lehrerteilung für den islamischen Religionsunter-
richt) sowie die Beteiligung bei der Genehmigung von Lernmit-
teln. 

[...] hat die Landesregierung Gespräche mit verschiedenen isla-
mischen Organisationen geführt und nach einem umfassenden 
Prüfungsprozess entschieden, welche Organisationen zum 
jetzigen Zeitpunkt die gesetzlichen Voraussetzungen für einen 
Vertrag mit dem Land zur Zusammenarbeit beim islamischen Re-
ligionsunterricht erfüllen.  
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Zu den Voraussetzungen zählt unter anderem, dass die Organi-
sation in der Zusammenarbeit beim islamischen Religionsunter-
richt eigenständig und staatsunabhängig ist und die Verfas-
sungsprinzipien achtet.  
Sechs nordrhein-westfälische islamische Organisationen erfül-
len nach Prüfung der Landesregierung die gesetzlichen Vor-
aussetzungen und haben sich mit der Unterzeichnung des Vertra-
ges entschieden, mit dem Land den islamischen Religionsunterricht 
gemeinsam zu gestalten. Dies sind: 

• Bündnis Marokkanische Gemeinde (BMG) 
• Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion (DITIB) 
• Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland 

(IGBD) 
• Islamische Religionsgemeinschaft NRW (IRG NRW) 
• Union der Islamisch-Albanischen Zentren in Deutschland (UI-

AZD) 
• Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) 

[... GEBAUER:] „Die Umsetzung des Kommissionsmodells ist ein 
Zeichen für die vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit 
zwischen den islamischen Organisationen und der Landesregie-
rung in den vergangenen Jahren. [...].Ich bedanke mich herzlich 
für die Bereitschaft der Organisationen, an der Entwicklung des 
islamischen Religionsunterrichts mitzuwirken [...]“. 

[WIR IN NRW – DAS LANDESPORTAL – Die Landesregierung Nordrhein-
Westfalen 17. Mai 2021, Islamischer Religionsunterricht] 
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2. Analyse und Bewertung 
Vor dem Hintergrund der Beschreibung des Sachstands und seiner 
Geschichte lassen sich im Hinblick auf die Absicht der Landesregie-
rung NRW, in Sachen Islamischer Religionsunterricht mit der Orga-
nisation DITIB inhaltlich zu kooperieren, die folgenden Bewertungs-
aspekte benennen. 
Es sei dazu zuvor ausdrücklich vermerkt, dass die Konzentration 
dieser Einlassung auf die Organisation DITIB nicht bedeutet, dass 
die Zulassung der übrigen vom Ministerium zugelassenen Or-
ganisationen vom Autor dieses Berichts und dieser hier vorge-
legten Bewertung akzeptiert wird (vgl. ANLAGE 4). Vielmehr wird 
auch im Hinblick auf diese Organisationen der Landtag aufgefordert, 
die folgenden für die Causa DITIB geforderten Prüfungen gesetzlich 
oder durch Rechtsverordnung vorzuschreiben. 

2.1 Der Rückblick auf das Jahr 1979 zeigt, dass das Land NRW 
schon sehr früh erkannt hat, dass die ins Land zuwandernde islami-
sche Religiosität für die gesellschaftspolitische Dynamik im Land 
zunehmend von nicht unerheblicher politischer Wirkmächtigkeit sein 
würde.  
Der Rückblick zeigt, dass der Einfluss der im Land sich etablieren-
den islamischen Organisationen auf Kinder und Jugendliche im Hin-
blick auf die zweite Generation zugewanderter muslimischer Famili-
en ein erhebliches Segregationspotential erwarten ließ (vgl. ANLA-
GE 8). 
Der Rückblick zeigt, dass die Landesregierung dieses Segregati-
onspotential durch staatlich getragene schulisch-erzieherische 
Maßnahmen wie z.B. durch Muttersprachlichen Unterricht (MSU) zu 
minimieren suchte. (Als einziges Bundesland weigerte sich NRW, 
Lehrerinnen und Lehrer einzustellen, die über die türkischen Konsu-
late aus dem Schulsystem der Türkei angeboten wurden. Mindes-
tens in einem Bundesland unterrichteten sogenannte „Konsulatsleh-
rer“, die sogar vom türkischen Staat bezahlt wurden. In NRW wur-
den von Anfang an (späte 70er) Männer und Frauen mit akademi-
scher Berufsausbildung, die aus islamischen Ländern zugewandert 
waren und seit längerem in NRW oder einem anderen Bundesland 
lebten und arbeiteten, eingestellt und auf den Unterricht in Weiter-
bildungskursen vorbereitet.) 

2.2 Der Rückblick zeigt, dass DITIB als Dependenz von DIYANET 
gegenüber den sich in NRW etablierenden konservativen islami-
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schen Organisationen inhaltlich ursprünglich als eine Gegenkraft 
darstellte, weil DIYANET zur damaligen Zeit im Verfassungssystem 
der Türkei organisatorischer Garant für die Trennung von Staat und 
Religion war. 
Der Rückblick zeigt, dass sich im Zuge der Überwindung der Militär-
diktatur im Lauf der späten 80er und dann 90er Jahren u.a. im Be-
reich von Schule, Universität und Erziehung eine islamistische 
Wende abspielte, die DIYANET und DITB zu islamistischen Organi-
sationen werden ließ (s.o. Sachstand 1.7 und ANLAGE 9).  

2.3 Der Sachstandsbericht zeigt, dass das Haupt-Problem, mit dem 
sich die Landesregierung bis heute beschwert fühlt, das Fehlen ei-
nes Ansprechpartners im Sinn des Artikels 7 Abs. III, Satz 2 GG 
war: 

„Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religi-
onsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
Religionsgemeinschaften erteilt.“ 

2.4 Der Sachstandsbericht zeigt, dass im Hinblick auf die Frage der 
derzeitigen Eignung von DITIB als Kooperationspartnerin bzw. „An-
sprechpartnerin“ bei der Durchführung von islamischem Religi-
onsunterricht zwei rechtlich hochrangige Staatstexte als Prüfinstru-
mente einzusetzen sind. 

a. Das Landes-Gesetz vom 2. Juli 2019 (s.o. Sachstand 1.17) 
b. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVG) vom  

19. Dezember 2001 (s.o. Sachstand 1.15 und ANLAGE 10!! 
und ANLAGE 12). 

a.  Das Landes-Gesetz vom 2. Juli 2019 verlangt im Hinblick auf  
die Eignungsprüfung in § 132a Abs. III, Nummer 1-3,  

„dass die islamische Organisation bei der Zusammenarbeit die 
Gewähr dafür bietet und darlegt, 

1. eigenständig und staatsunabhängig zu sein, 
2. die in Artikel 79 Absatz 3 des GG umschriebenen Ver-

fassungsprinzipien, die dem staatlichen Schutz anver-
trauten Grundrechte der Schülerinnen und Schüler 
sowie die Grundprinzipien des freiheitlichen Religions-
verfassungsrechts [vorher: „...und Staatskirchenrechts] 
des Grundgesetzes achten und 
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3. dem Land bei der Durchführung des islamischen Religi-
onsunterrichts in absehbarer Zeit als Ansprechpartner 
zur Verfügung stehen.“ 

Die Landesregierung hat bislang in keiner Form beschrieben 
und erläutert, was sie zur Einschätzung veranlasst hat, festzu-
stellen, dass DITIB die „Gewähr dafür bietet“ (Indikativ!), dass 
diese die gesetzlichen Bedingungen 1 bis 3 erfüllt. 
Die Landesregierung hat bislang nicht mitgeteilt, welchen Inhalts 
die „Darlegung“ von DITB im Hinblick auf diese gesetzlichen Be-
dingungen ist (vgl. ANLAGE 4). 
Im Hinblick auf die Bedingung 1 – „Staatsunabhängigkeit“ zeigt 
ANLAGE 7 (Bericht über die derzeitige Satzung und Organisati-
onsstruktur von DITIB), dass DITIB eine fast vollständig vom tür-
kischen Staat abhängige Organisation ist. 

b. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 19.12 2001 
muss in die vom Landes-Gesetz vorgegebene Eignungsprüfung 
notwendig einbezogen werden, weil das Gesetz ausdrücklich 
feststellt, dass die Kommission und damit DITIB als Teil-
Organsation im Hinblick auf Artikel 7 Abs. III, Satz 2 (s.o. 2.3) die 
gleichen Rechte erhält wie die Religionsgemeinschaften des GG. 

SchulG vom 2. Juli 2019, 132a, VI (s.o. Sachstand 1.17): 
»Die Kommission nimmt die einer Religionsgemeinschaft in 
den §§ 30 [Schulbuchzulassung] und 31 [Lehrplanentwick-
lung und Lehrerlaubnis] zugewiesenen Aufgaben wahr.« 

Ministerin Frau Yvonne Gebauer, am 17. Mai 2021 in WIR IN NRW 
– DAS LANDESPORTAL (s.o. Sachstand 1.18): 

»Nach dem neuen Modell wird nunmehr die Kommission dem 
Land als Ansprechpartner für den islamischen Religionsun-
terricht zur Verfügung stehen. Sie nimmt die einer Religi-
onsgemeinschaft zugewiesenen verfassungsrechtlichen 
Aufgaben wahr, analog zur Beteiligung der Kirchen beim 
katholischen und evangelischen Religionsunterricht. [...].« 

Diese doppelte Klarstellung, die die Kommission und damit auch 
DITB in den Status von Religionsgemeinschaften erhebt und da-
mit wesentliche Rechte des Status’ einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts zubilligt, macht es zwingend erforderlich, jede 
der Kommissions-Organisationen, mithin auch DITIB, den Prüf-
kriterien des BVG-Urteils vom 19. 12. 2001 in Sachen Zuerken-
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nung des Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
gegenüber der Religionsgemeinschaft Zeugen Jehovas auszu-
setzen. 

2.5 Diese Prüfkriterien sind deren drei. Sie sollten an dieser Stelle 
in ANLAGE 10 nachgelesen werden!  
Hier die entsprechenden Fragen an das Ministerium, das mitteilt:  

»Sechs nordrhein-westfälische islamische Organisationen er-
füllen nach Prüfung der Landesregierung die gesetzlichen 
Voraussetzungen.« 

Frage: Wurde die Rechtstreue von DITIB (und die der übrigen 
Organisationen) geprüft? Nach welchem Verfahren? Welche Ge-
sichtspunkte wurden einbezogen? Mit welchem substantiellen 
Ergebnis? 
Frage: Wurde die Verfasstheit von DITIB als Religionsorganisati-
on geprüft? Wurden dabei „auch [der] „tatsächliche Zustand“ 
von DITIB untersucht? Ist die „Einschätzung nicht auf ein zufälli-
ges, äußeres Kriterium, sondern auf das tiefere Moment des In-
halts ihrer Verfassung gestützt“?  
Nach welchem Verfahren wurde das geprüft? 
Frage: Wurde geprüft, inwieweit DITIB in seinem Verhalten ge-
gen die Gefahr „eines Missbrauchs zum Nachteil der Religi-
onsfreiheit der Mitglieder und zum Nachteil anderer Verfas-
sungsgüter“ gewappnet ist?  
Welche Situationen wurden da in die Prüfung einbezogen? Wie 
wurde da ermittelt? Was war das Ergebnis? 

Schließlich: Wurden diese Fragen auch im Hinblick auf die übri-
gen fünf Organisationen, die nun in den Schulen von NRW mit-
bestimmen können, gründlich gestellt und beantwortet? 

2.6 Die gesamte Statusprüfung wird in den öffentlich zugänglichen 
Quellen ausschließlich als durchgeführt behauptet (vgl. ANLAGE 
4). Dabei wird einzig auf ein Gutachten des Münsteraner Lehrstuhl-
inhabers für öffentliches Recht, den katholischen Theologen und 
Kirchenrechtshistoriker Prof. Dr. Fabian Wittreck verwiesen. 
In einem Bericht der Ministerin für Schule und Weiterbildung, Frau 
Löhrmann, zum 19. August 2015 an die Landtagsausschüsse für 
Integration und Schule heißt es (ANLAGE 11 a): 
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„Zur Klärung des Status der Verbände als Religionsgemeinschaft 
hat die Landesregierung ein juristisches Gutachten an Dr. Fabi-
an Wittrek vergeben. Das Gutachten stellte fest, dass alle vier 
im Koordinationsrat der Muslime (KRM) organisierten Ver-
bände die rechtlichen Voraussetzungen erbringen. Das Gut-
achten wurde am 4.3.2015 in einer Sitzung der Projektgruppe 
Statusfragen vorgestellt und von allen Beteiligten positiv auf-
genommen und wohlwollend kommentiert.“ 

In einem weiteren Bericht der Katholischen Nachrichtenagentur KNA 
über eine Fachtagung zum „Status der Islamverbände“ in der 
Katholischen Akademie „Die Wolfsburg“ in Mülheim a. d. Ruhr heißt 
es mit Bericht vom 13. März 2018 knapp (Bericht: ANLAGE 12): 

„Der Jurist [Prof. Dr. Fabian Wittreck] plädierte für eine großzü-
gigere Anerkennungspraxis. Phänomene wie fragwürdige 
Unterrichtsinhalte, Verfassungstreue oder Einfluss eines 
ausländischen Staates sollten dann von der Schulaufsicht 
überprüft und gegebenenfalls unterbunden werden. Grundsätz-
lich sollte der Staat den Verbänden aber mit einem Vertrauens-
vorschuss begegnen. Diesen könne indes die Ditib derzeit 
nicht Anspruch nehmen, so Wittreck, der für die NRW-
Landesregierung ein Gutachten über die Voraussetzungen 
islamischer Verbände als Religionsgemeinschaften verfasst 
hat.“ 

Frage: Hat die Landesregierung/das Ministerium den Widerspruch 
zwischen diesem Bericht der KNA über das Gutachten des Prof. 
Wittreck vom 13. März 2018 (hier auch 1.16) und dem Bericht der 
Ministerin Löhrmann an den Landtag vom 19. August 2015 (hier 
1.14) geklärt? 

2015 heißt es bei Löhrmann: 

»Das Gutachten stellte fest, dass alle vier im Koordinationsrat 
der Muslime (KRM) organisierten Verbände [also u.a. auch DI-
TIB] die rechtlichen Voraussetzungen erbringen.«  

2018 heißt es nach KANN zum selben Gutachten:  
»Grundsätzlich sollte der Staat den Verbänden aber mit einem 
Vertrauensvorschuss begegnen. Diesen könne indes die Ditib 
derzeit nicht Anspruch nehmen, so Wittreck, der für die NRW-
Landesregierung ein Gutachten über die Voraussetzungen is-
lamischer Verbände als Religionsgemeinschaften verfasst hat.« 
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Eine Veröffentlichung des Gutachtens wäre nützlich. 

2.7 Zuletzt sei auf ein Grundproblem in der politischen Entschei-
dungspraxis aufmerksam gemacht. Es gibt da offenbar eine Koinzi-
denz: Juristen und vor allem oberste Richter, die häufig verfas-
sungsrechtliche Fragen zu klären haben und dabei in Kommentaren 
nach Mehrheits- und Mindermeinungen forschen müssen, neigen 
offenbar des öfteren dann, wenn es um das Verhältnis von Staat 
und Religion geht, dazu, Kommentatoren zu bemühen, die neben 
ihrer öffentlichrechtlichen Berufsausübung als säkulare Richter poli-
tisch aktive Religionsangehörige sind. Beim Bundesverfassungsge-
richt hat das spürbar Tradition. So sind dort viele Urteile, die sich mit 
Artikel 7 III GG befassen, in ihren Begründungen gut besetzt mit 
einschlägig kirchlich geprägten GG-Kommentatoren (beispielhaft 
vgl. ANLAGE 15). Man könnte fast von einer „katholischen“ und ei-
ner „evangelischen Schule“ sprechen, die hier auf die Interpretation 
unseres Grundgesetzes einwirken. 
Grundsätzlich ist zu fragen, ob explizit religiös orientierte Gutachter 
oder Gutachterinnen geeignet sind, die staatliche Politik in Fragen 
des Verhältnisses von Staat und Religion entscheidungsabschlie-
ßend zu beraten. Um der entscheidungsverpflichteten Politik die 
Entscheidungsverantwortung nicht (systemwidrig) zu entziehen, 
müssten neben den religionsnahen Gutachten gleichrangig verglei-
chend Gutachten aus liberalen bzw. säkularen Schulen und Wis-
senschaftstraditionen herangezogen werden. Exemplarisch: Man 
wünscht sich schon eine Zweitmeinung, wenn Prof. Dr. Wittreck 
formuliert: 

„Phänomene wie fragwürdige Unterrichtsinhalte, Verfassungs-
treue oder Einfluss eines ausländischen Staates sollten dann 
von der Schulaufsicht überprüft und gegebenenfalls unter-
bunden werden.“ (ANLAGE 12) 

Zur Stützung dieses Wunsches nach einer „Zweitmeinung“ mögen 
die ANLAGEN 13 und 14 dienlich sein. 

2.8 Zuletzt sei auf den Bericht von Frau Ministerin Löhrmann an 
den Landtag NRW vom 19.August 2015 (s.o. 1.14) zurückgekom-
men. Dort berichtet sie: 

„Der Beirat hat bisher keinen Antrag auf die Idschaza (s.o. 1.11) zur 
Erteilung des islamischen Religionsunterrichts abgelehnt.“ 
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Kommentar: Offenbar kannte Frau Löhrmann die von ihrem eigenen 
Haus formulierten Idschaza-Bedingungen nicht (ANLAGE 11 b).  

Um überhaupt einen Antrag auf Idschaza stellen zu können, müssen 
Bewerberinnen und Bewerber eine  

„Bescheinigung einer Moscheegemeinde über die Teilnahme am 
Gemeindeleben“ vorlegen.  

„Bei den hier erwähnten Moscheegemeinden handelt es sich um 
diejenigen, die im Koordinationsrat der Muslime [KRM] organi-
siert sind. Andere Moscheegemeinden können vom Beirat aner-
kannt werden. [...].“ 

Aufgefordert, eine solche Bescheinigung beizubringen, weigerten 
sich viele der Lehrerinnen und Lehrer, die bis dahin im Islamkunde-
unterricht tätig waren und nun im neuen Fach Islamischer Religi-
onsunterricht unterrichten wollten, dies zu tun, weil sie mit keiner der 
zur Idschaza-Vergabe berechtigten Organisationen in Berührung 
kommen wollten (Entsprechende Dokumente liegen im Ministerium 
und bei der Bezirksregierung Köln vor).  

Damit findet die Ablehnung oder Aufnahme gar nicht in der Kom-
mission des Beirats statt, sondern schon vorher durch die Moscheen 
dieser Organisationen. Anträge können nur Lehrerinnen und Lehrer 
stellen, die sich schon vorher den Anschauungen dieser Organisati-
onen fügen. Leider gibt es in NRW fast ausschließlich doktrinäre 
Moscheeorganisation, deren Anschauungen wenig zu unseren der 
Wissenschaft verpflichteten Lehrerinnen und Lehrern passen. 

Vor dem Hintergrund dieser Mechanik ist das in den „Voraussetzun-
gen“ für die Antragstellung verlangte  

„Versprechen, den Religionsunterricht in Übereinstimmung mit 
der islamischen Lehre zu erteilen“,  

eine Verpflichtung der Lehrerinnen und Lehrer, den Anschauungen 
jener Moscheen zu folgen, die die Gemeinde-Teilhabe-Bescheinigen 
ausstellen. Oder wer repräsentiert die islamische Lehre? 
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3. Lösungshinweise 

Drei Hinweise möchte ich formulieren: 
• Umgehend wird die Absicht, DITIB an der rechtlichen und in-

haltlichen Gestaltung eines wie auch immer konzipierten isla-
mischen Religionsunterrichts zu beteiligen, offiziell zurückge-
nommen. 

• Um den Kindern und Jugendlichen aus muslimischen Familien 
in Ergänzung ihrer familialen Sozialisation ein religionsbezo-
genes Unterrichtsangebot zu machen, sollte der Faden „Is-
lamkunde in deutsche Sprache“ (Konzept Behler 1999 und 
Sommer 2005) wieder aufgenommen werden.  

• Mittelfristig sollte damit begonnen werden, einen „Ethik-
Unterricht für alle“ zu entwickeln, in dessen Rahmen verbind-
lich und umfassend schülerorientiert über die Religionen der 
teilnehmenden Kinder und Jugendlichen religionskundlich zu 
arbeiten wäre. Das entspräche auch dem Vorschlag von Frau 
Berivan Aymaz MdL. Schließlich sollte umgehend aber 
zugleich mit großem Bedacht eine Umwandlung der konfessi-
onellen Schulen in öffentlicher Verantwortung (im Sinn von Art. 
7 III Satz 1 GG) in bekenntnisfreie Schulen eingeleitet werden. 
Dazu ist ein Gesetz, das mit einfacher Mehrheit beschlossen 
werden kann, notwendig. 

Verfassungsrechtlich evident ist – das sei abschließend angemerkt 
– , dass die wachsende Zahl der moralischen Orientierungsquellen 
in unserer demokratischen und vor allem offenen Gesellschaft nicht 
von Staatswegen, also vor allem mit Hilfe der staatlichen Pflicht-
schule, ideologisch einseitig ausgelesen, reduziert und normiert 
werden darf.  
Zugleich muss der freiheitlich-demokratische Staat alles daran set-
zen, sich selbst zu erhalten und sich problemorientiert menschen-
rechtsstaatlich weiterzuentwickeln. In diesem Sinn muss staatliche 
Schule die Vielfalt der Orientierungsquellen in den Blick nehmen – 
auch die religionskritischen. Die Schülerinnen und Schüler sollen 
dazu befähigt werden, diese Quellen kritisch wahrzunehmen, und 
Wertansprüche, die an sie gestellt werden, aus eigener Urteilskraft 
zu bestätigen, zu relativieren oder zurückzuweisen.  
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ANLAGE 1 
WIR IN NRW – DAS LANDESPORTAL 
Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
17. Mai 2021  

„Islamischer Religionsunterricht“ 
„Neue Kommission nimmt ihre Arbeit auf“ 

„Ministerin Gebauer: Ein neues, erfolgreiches Kapitel für den 
islamischen Religionsunterricht. 
Das Ministerium für Schule und Bildung teilt mit: 
Weiterer Meilenstein für den islamischen Religionsunterricht in 
Nordrhein-Westfalen: Schulministerin Gebauer begrüßt am heutigen 
Montag die islamischen Organisationen und designierten Mitglieder 
der künftigen Kommission, die mit dem Land den islamischen Reli-
gionsunterricht gestalten werden. Die Verträge zur Zusammenarbeit 
zum islamischen Religionsunterricht nach dem Kommissionsmodell 
sind unterzeichnet worden. Die Kommission kann somit ihre Ar-
beit aufnehmen und den bisherigen Beirat als feste Vertretung is-
lamischer Glaubensgemeinschaften gegenüber dem Land Nord-
rhein-Westfalen in Fragen des islamischen Religionsunterrichts ab-
lösen. Nach dem neuen Modell wird nunmehr die Kommission dem 
Land als Ansprechpartner für den islamischen Religionsunterricht 
zur Verfügung stehen. Sie nimmt die einer Religionsgemein-
schaft zugewiesenen verfassungsrechtlichen Aufgaben wahr, 
analog zur Beteiligung der Kirchen beim katholischen und evangeli-
schen Religionsunterricht.  

Schul- und Bildungsministerin Yvonne Gebauer: „ 
»Der Ausbau des islamischen Religionsunterrichts ist eine ü-
berparteiliche, seit vielen Jahren kontinuierlich angegangene 
Aufgabe in Nordrhein-Westfalen. Die damalige Schulministerin 
Sylvia Löhrmann hat – unterstützt von einer breiten parlamen-
tarischen fraktionsübergreifenden Mehrheit – den islamischen 
Religionsunterricht in Nordrhein-Westfalen eingeführt, und für 
mich war es Auftrag und Selbstverständlichkeit zugleich, das 
Angebot weiter auszubauen. [...].« 

Die Kommission vertritt gegenüber dem Ministerium für Schule und 
Bildung die Interessen und Anliegen der islamischen Organisationen 
bei der Durchführung des islamischen Religionsunterrichts als or-
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dentliches Unterrichtsfach. Zu ihren Aufgaben gehört unter ande-
rem das religiöse Einvernehmen mit neuen, in staatlicher Verantwor-
tung erarbeiteten Kernlehrplänen, die Erteilung der Idschaza (Leh-
rerteilung für den islamischen Religionsunterricht) sowie die Beteili-
gung bei der Genehmigung von Lernmitteln. 
Nachdem der Landtag das Gesetz zum islamischen Religionsunter-
richt mit dem Kommissionsmodell fraktionsübergreifend verabschie-
det hat [2. Juli 2019 – vgl. Sachstand 1.17], hat die Landesregierung 
Gespräche mit verschiedenen islamischen Organisationen geführt 
und nach einem umfassenden Prüfungsprozess entschieden, 
welche Organisationen zum jetzigen Zeitpunkt die gesetzlichen 
Voraussetzungen für einen Vertrag mit dem Land zur Zusammenar-
beit beim islamischen Religionsunterricht erfüllen.  

Zu den Voraussetzungen zählt unter anderem, dass die Organisa-
tion in der Zusammenarbeit beim islamischen Religionsunterricht 
eigenständig und staatsunabhängig ist und die Verfassungsprin-
zipien achtet.  
Sechs nordrhein-westfälische islamische Organisationen erfül-
len nach Prüfung der Landesregierung die gesetzlichen Voraus-
setzungen und haben sich mit der Unterzeichnung des Vertrages 
entschieden, mit dem Land den islamischen Religionsunterricht ge-
meinsam zu gestalten. Dies sind: 

• Bündnis Marokkanische Gemeinde (BMG) 
• Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion (DITIB) 
• Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland 

(IGBD) 
• Islamische Religionsgemeinschaft NRW (IRG NRW) 
• Union der Islamisch-Albanischen Zentren in Deutschland (UI-

AZD) 
• Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) 

Jede dieser islamischen Organisationen hat eine theologisch, religi-
onspädagogisch, islamwissenschaftlich oder vergleichbar qualifizier-
te Person als Mitglied für die Kommission benannt sowie eine Stell-
vertreterin oder einen Stellvertreter, so dass sich die Kommission 
nun konstituieren kann. Die Zusammensetzung der Kommission ist 
nicht abschließend, sondern kann künftig auch verändert werden. 

»Die Umsetzung des Kommissionsmodells ist ein Zeichen für 
die vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit zwischen 
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den islamischen Organisationen und der Landesregierung in 
den vergangenen Jahren und ein großer weiterer Meilenstein 
für den islamischen Religionsunterricht.  

Ich bedanke mich herzlich für die Bereitschaft der Organisatio-
nen, an der Entwicklung des islamischen Religionsunterrichts 
mitzuwirken. Mit den designierten Mitgliedern wird die Kommis-
sion fachlich kompetent besetzt sein und ihre Aufgaben verant-
wortungsvoll wahrnehmen können. In einer Zusammenarbeit 
auf Augenhöhe werden wir gemeinsam ein neues, erfolgreiches 
Kapitel für den islamischen Religionsunterricht aufschlagen und 
den Ausbau fortsetzen – auf unserem Weg zu einem islami-
schen Religionsunterricht für alle muslimischen Kinder«,  

so Schul- und Bildungsministerin Yvonne Gebauer abschließend.“ 
Der Text ist geringfügig gekürzt, Zwischenüberschriften wurden entfernt, Erläuterndes in ecki-
gen Klammern eingefügt, alle Hervorhebungen befinden sich nicht im Original . K. Gebauer 
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ANLAGE 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„[...] 

SZ: „Was stört Sie so daran, dass die Ditib – also die Türkisch-
Islamische Union der Anstalt für Religion – in einer Kommission 
mitreden darf, die in Nordrhein-Westfalen Schulbücher prüft o-
der Religionslehrer mit auswählt? 

Berivan Aymaz: Diese Kommission soll den Religionsunterricht 
für beinahe 500 000 Schüler muslimischen Glaubens in NRW 
mitgestalten. Deshalb haben wir Grüne als Opposition auch an 
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dem Gesetz dafür mitgearbeitet [vgl. dazu Sachstand 1.10!]*). 
Die beratenden Islamverbände sollen demnach »staatsfern« 
sein – aber genau das ist die Ditib eben nicht. Das wissen wir 
aus Erfahrung: 2017 hat die rot-grüne Regierung die Zusam-
menarbeit mit Ditib eingefroren, nachdem Imame für Ankara 
Gläubige bespitzelt hatten. Die Ditib untersteht der Diyanet, der 
türkischen Religionsbehörde. Und Diyanet ist wiederum direkt 
Erdoğan unterstellt. Es darf daher beispielsweise nicht sein, 
dass Lehrer bei uns befürchten müssen, aufgrund einer kriti-
schen Haltung zur türkischen Regierung Probleme zu bekom-
men. Und mit Blick auf die Vorfälle im Mai ... 
SZ: ... Sie meinen die anti-israelischen Proteste, als Demonst-
ranten mit türkischen Fahnen vor die Synagoge in Gelsenkir-
chen zogen und antisemitische Sprechchöre anstimmten? 
B.A.: Genau: Erdoğan persönlich verfolgt eine zutiefst antisemi-
tische Politik. Dabei ist die Diyanet sein Staatsinstrument, um 
diese Hetze in Moscheen von Imamen in die türkische Bevölke-
rung zu transportieren [vgl. dazu ANLAGE 9]. Das ist kürzlich 
sogar in einer Freitagspredigt geschehen. Gerade in dieser Si-
tuation setzt die Landesregierung ein falsches Signal, wenn sie 
Ditib mit zusätzlichem Einfluss ausstattet und etwa mitentschei-
den lässt, wer islamischer Religionslehrer wird. 
SZ: Die Landesregierung sagt: Wir kooperieren ja nicht mit dem 
Bundesverband der Ditib, sondern mit dem nordrhein-
westfälischen Landesverband, der dafür seine Satzung ange-
passt hat. 
B.A.: Das ist doch naiv! Eine Satzungsänderung allein darf in 
dieser Frage niemanden blenden. Renommierte Staatsrechtler 
haben eindeutig dargelegt, dass diese Satzungsänderung kei-
nerlei Gewähr für eine echte Staatsferne darstellt [vgl. dazu 
ANLAGE 10 und auch ANLAGE 7]. Entscheidend sind doch die 
Akteure im Inneren der Ditib. Dazu gehören die Verbandsfunkti-
onäre wie auch die von Diyanet aus der Türkei entsandten und 
bezahlten Imame. 
SZ: Wie könnte man es denn besser machen? 
B.A.: Die Landesregierung berücksichtigt viel zu wenig liberale 
Muslime. Warum gehört der liberal-islamische Bund der Kom-
mission nicht an? Wir führen diese Debatten um den islami-
schen Religionsunterricht seit Jahren immer wieder. Das zeigt 
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mir eigentlich, dass wir den Religionsunterricht in den Schulen 
grundsätzlich neu denken sollten. Warum gibt es nicht einen 
gemeinsamen Religionsunterricht, also ein Angebot für alle 
Schüler unabhängig  von ihrer eigenen Religion oder Konfessi-
on? Das würde doch der Pluralität unserer Gesellschaft viel 
besser entsprechen.“ 
 

*) Dieser Hinweis auf Sachstand 1.10 sollte wahrgenommen wer-
den. Denn zu erwähnen ist, dass es Sylvia Löhrmann als Schulmi-
nisterin und hauptsächlich die Regierungs-Fraktion der GRÜNEN 
waren, die DITIB durch das Gesetz vom 21. Dezember 2011 salon-
fähig gemacht haben.  
Dies nachdem DITIB in einer Stellungnahme zur Einführung des Fa-
ches „Islamkunde in deutscher Sprache“ durch die CDU-
Schulministerin Barbara Sommer (vgl. Sachstand 1.9) mit Datum 
vom 31. Mai 2005 u.a. erklärt hatte, aus grundsätzlichen Erwägun-
gen nicht mit den anderen islamischen Organisationen kooperieren 
zu wollen. 
Der entsprechende DITIB-Text ist in der folgenden ANLAGE 3 
nachzulesen. 
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ANLAGE 3 

Stellungnahme der DITIB zum Lehrplan „Islamkunde in deut-
scher Sprache“ im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach 
Schulmitwirkungsgesetz, vom 31. Mai 2005. 

„[...].  

Politisch ist zu hören, dass weitgehend Einigkeit besteht, dass eine 
religiöse Erziehung für die Kinder und Jugendlichen muslimischen 
Glaubens eine der Voraussetzungen für die Integration dieser Be-
völkerungsgruppe in der Gesellschaft darstellt und somit auch im 
öffentlichen Interesse liegt. Im Übrigen bedeute die Einführung eines 
islamischen Religionsunterrichtes einen wichtigen Schritt bei der 
Gleichstellung und Gleichbehandlung der Muslime gegenüber den 
bereits etablierten Religionsgemeinschaften. 

Seitens der Politik wird aber gefordert, dass die islamischen Organi-
sationen eine Organisationsstruktur errichten, um einen Ansprech-
partner in Fragen der Religion zu haben. 

Die DITIB lehnt konsequent jede Zusammenarbeit mit anderen isla-
mischen Organisationen in der BRD ab, da das angestrebte Ziel 
nicht erfolgreich erreicht werden kann. 

All die übrigen Organisationen haben nämlich gemeinsam, dass ein 
von DITIB nicht zu akzeptierende[s] Demokratie- und Säkularitäts-
verständnis mehrheitlich vertreten wird. Von daher würde eine Zu-
sammenarbeit gerade in den Lehrinhalten immer wieder zu Span-
nungen führen und die Gespräche im Anfang ersticken lassen.  

Ansprechpartner auf islamischer Seite muss die uneingeschränkte 
Gewähr der Verfassungstreue auch der Mitglieder gewährleisten. 
Eine derartige Organisation ist lediglich die DITIB.  

[...].“ 
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ANLAGE 4 
FAZ 17. MAI 2021  

„KÜNFTIG WIEDER MIT DITIB: 
NRW stellt Islamunterricht neu auf “ 
VON REINER BURGER, DÜSSELDORF 

Politischer Korrespondent in Nordrhein-Westfalen. 

„Nordrhein-Westfalen gibt dem islamischen Religionsunterricht eine 
neue organisatorische Grundlage. Dadurch kommt auch der umstritte-
nen Ditib wieder eine aktive Rolle zu.“ 
„[... Bericht über den schulpolitischen Aufbau des Fachs. ...]“ 
„Der islamische Religionsunterricht war in Nordrhein-Westfalen En-
de 2011 von den damaligen Regierungsfraktionen von SPD und 
Grünen gemeinsam mit der seinerzeitigen größten Oppositionspartei 
CDU eingeführt worden. Dabei galt es, ein schwerwiegendes Prob-
lem zu umschiffen:  
Die muslimischen Verbände sind nicht als Religionsgemeinschaften 
anerkannt. Nur ihnen steht aber die staatsrechtliche Begünstigung 
für Religionsunterricht zu. Das Land behalf sich mit einem Beirat, 
der ersatzweise die Funktion einer Religionsgemeinschaft übernahm 
und unter anderem über die Zulassung von Schulbüchern und die 
Erteilung der Lehrerlaubnis entschied. 
Das Gremium hatte acht ehrenamtliche Mitglieder. Von ihnen wur-
den vier von islamischen Organisationen in Nordrhein-Westfalen 
bestimmt, vier weitere bestimmte im Einvernehmen mit diesen Or-
ganisationen das Schulministerium. Erhebliche Schwierigkeiten be-
reitete bald ausgerechnet der wichtigste Kooperationspartner, die 
»Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion« (Ditib). Sie 
bewegte sich nach dem Putschversuch gegen die Regierung Recep 
Tayyip Erdoğans immer weiter ins Abseits. 
Nach einer Spitzelaffäre mehrerer ihrer in Deutschland tätiger Ima-
me musste sich die der türkischen Religionsbehörde Diyanet [in An-
kara] unterstellte Ditib aus dem Beitrat zurückziehen. Kritik an dem 
Gremium [am Beirat beim Schulministerium] hatte es auch gegeben, 
weil die in ihm vertretenen Verbände wie unter anderem auch der 
Zentralrat der Muslime nur einen kleinen Teil der Muslime in 
Deutschland vertreten und für einen konservativen, türkisch-
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sunnitischen Islam stehen, während andere ethnische muslimische 
Gruppen und auch liberale Muslime nicht in dem Gremium saßen. 
In der neuen Kommission gibt es anders als im Beitrat keine vom 
Ministerium bestimmten Mitglieder mehr, und auch die Zahl der Sit-
ze ist nicht mehr begrenzt. Neben den derzeit sechs Organisationen 
können also weitere aufgenommen werden, sofern sie die Verfas-
sungsprinzipien achten, landesweit tätig, sowie eigenständig 
und staatsunabhängig sind [vgl. ANLAGEN 6 und 7]. Die jeweilige 
Organisation verpflichtet sich in einem öffentlich-rechtlichen Ver-
trag mit dem Land zur Einhaltung dieser im Schulgesetz geregelt 
Vorgaben. 
Auch die Ditib ist in dem neuen Gremium nun wieder vertreten. 
Schulministerin Gebauer sagte, die Ditib habe »intern, aber auch 
öffentlich« eine »Staatsferne« dargelegt. Auf Anfrage der F.A.Z. 
hieß es aus dem Schulministerium ergänzend, der nordrhein-
westfälische Ditib-Landesverband und seine zugehörigen Regio-
nalverbände hätten ihre Unabhängigkeit durch eine Satzungs-
änderung sichergestellt. Dadurch sei  

»der Einfluss von Ditib-Gremien, die maßgeblich vom türki-
schen Staat bestimmt werden, auf den Landesverband deut-
lich eingeschränkt und auf den islamischen Religionsunterricht 
gänzlich ausgeschlossen«  

worden.“ 
Der Text ist um etwa ein Dritttel gekürzt, Zwischenüberschriften wurden entfernt, Erläuterndes 
in eckigen Klammern eingefügt, alle Hervorhebungen befinden sich nicht im Original . 
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ANLAGE 5 
zdf-heute 
23. Mai 2021 

„Kritik an Kooperation mit Ditib-NRW  
»gibt Erdogan Zugang zu Schulen« 

NRW will den Islam-Verband Ditib bei Schulen wieder einbinden. 
Grünen-Politiker Özdemir ist empört "»«über so viel Naivität". Schar-
fe Kritik kommt auch von FDP und CDU. 
Der Grünen-Politiker Cem Özdemir hat die Pläne der nordrhein-
westfälischen Regierung, wieder mit der Islam-Organisation Ditib 
beim islamischen Religionsunterricht zu kooperieren, scharf kriti-
siert. Özdemir sagte der »Welt am Sonntag« 

»Ich könnte vor Wut explodieren und verstehe die Naivität 
nicht«. 

Özdemir: 
»Ditib bekommt Anweisungen aus Ankara«. 

Ditib sei Teil einer hierarchischen Organisation, deren Zentrale in 
Köln der türkischen Religionsbehörde Diyanet in Ankara unterstellt 
sei. Diese bekomme ihre Anweisungen vom türkischen Staatspräsi-
denten. 

»Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen und die CDU 
dort haben dafür gesorgt, dass Erdoğan Zugang zu deut-
schen Schulen bekommt. Das ist unfassbar.« 

NRW verrate gerade diejenigen islamischen Gruppen,  
"die sich zum Grundgesetz und zu unserer offenen Gesell-
schaft bekennen",  

kritisierte Özdemir. 
Kritik kam auch von FDP-Fraktionsvize Stephan Thomae. Islam-
Unterricht müsse »frei von jeglichen Einflüssen ausländischer Ak-
teure angeboten werden«, mahnte er in der Welt am Sonntag. Dies 
sei bei Ditib nicht der Fall. 
Etwa drei Millionen sogenannte Deutschtürken leben in Deutsch-
land. Darunter auch Kritiker des türkischen Präsidenten Erdoğan. 
Viele von ihnen fühlen sich bedroht. 
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Auch der CDU-Bundestagsabgeordnete Christoph de Vries nannte 
den direkten Einfluss der türkischen Regierung auf die mehr als 800 
Ditib-Gemeinden »hochproblematisch«. 
In der vergangenen Woche hatte FDP-Schulministerin Yvonne Ge-
bauer mitgeteilt, dass die Ditib als größte Islam-Organisation künftig 
Mitglied einer neuen Kommission sein soll. In dem Gremium sollen 
insgesamt sechs Islamverbände über den Ausbau und die künftige 
Gestaltung des islamischen Religionsunterrichts an den Schulen im 
Land mitentscheiden. 
In den Jahren zuvor hatte das Land die Kooperation [mit Ditib]  we-
gen ihrer Nähe zu Ankara auch im Schulbereich auf Eis gelegt. Ge-
bauer zufolge hatte die Ditib aber zuletzt  

"intern, aber auch öffentlich" eine "Staatsferne"  
dargelegt. Konkret geht es um eine Beteiligung bei der Genehmi-
gung von Lehrbüchern. 
Özdemir betonte, Muslime hätten jedes Recht ihre religiösen Be-
dürfnisse zu artikulieren. Die islamischen Verbände erfüllten je-
doch nicht die  

»Voraussetzungen für die Anerkennung«.  
Özdemir sagte weiter: 

»Wir wollen keine Papageien, die die Agenda Ankaras oder 
Teherans nachplappern. Was wir brauchen, ist eine Vertre-
tung der in Deutschland lebenden Muslime auf dem Boden 
des Grundgesetzes.« 

So gebe es inzwischen auch Abspaltungen der Ditib, die einen  
»vernünftigen Kurs verfolgen«. 

Hintergrund: Ditib 
Die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion (Di-
tib) ist der größte islamische Verband in Deutschland. Die Ditib 
vertritt nach eigenen Angaben 856 formell selbstständige 
Moscheevereine, deren religiöse, soziale und kulturelle Tätig-
keiten sie koordiniert. Mit seinen verschiedenen Angeboten er-
reicht der Verband laut eigenen Angaben rund 800.000 Men-
schen muslimischen Glaubens. 
Die Ditib wird vom türkischen Religionsministerium mitfi-
nanziert und gelenkt. Der Ditib-Vorsitzende ist in Personal-
union stets auch türkischer Botschaftsrat für religiöse und 
soziale Angelegenheiten [in Berlin]. Nach eigenem Bekunden 
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vertritt die Ditib den türkischen Staatsislam mit dem Prinzip 
der Trennung von Staat und Religion. Die Gemeinden wer-
den durch vom türkischen Staat besoldete Vorbeter (Hod-
schas/Imame) betreut.“ 

Der Text ist geringfügig gekürzt, Zwischenüberschriften wurden entfernt, Erläuterndes in ecki-
gen Klammern eingefügt, alle Hervorhebungen befinden sich bis auf „Wir wollen keine Papa-
geien ...“,nicht im Original. 
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ANLAGE 6 
„Weshalb es absolut verboten ist, 

DITIB ein Mitspracherecht 
bei der Einführung und Durchführung 

von islamischem Religionsunterricht zu geben. 
Auszug aus einer Stellungnahme im Rahmen einer Anhörung im 

Landtag NRW vor Verabschiedung des  

6. Schulrechtsänderungsgesetzes (s. Sachstand 1.13) am  
14. September 2011 

Die Unterrichtserlaubnis für Lehrerinnen und Lehrer, die Erstellung 
von Unterrichtslehrplänen und die Zulassung von Schulbüchern sind 
Akte der Staatsgewalt der Bundesrepublik Deutschland ausgeübt 
durch ihre Bundesländerländer. 

Info zu Vocatio und Missio 
Die Kirchen erteilen keine Unterrichtserlaubnis. Sie haben 
lediglich das Recht, im Fall des Religionsunterrichts eine 
vom Staat vorgesehene Unterrichtserlaubnis mit einem 
Quasi-Veto außer Kraft zu setzen, indem sie die „Vocatio“ 
(evangelisch) bzw. Die „Missio“ /katholisch) verweigern.  
Weder Vocatio noch Missio sind Erlaubniserklärungen, 
sondern Beauftragungen. Vocatio bedeutet „Berufung“ und 
Missio bedeutet „Aussendung“.  

Nach Artikel 7,3 GG vervollständigen die Kirchen im Sinne des dort 
festgelegten Übereinstimmungsgebots die staatliche Erlaubnis zu 
unterrichten. Um die staatliche Unterrichtserlaubnis wirksam werden 
zu lassen, werden Vocatio und Missio in den staatlichen Akt des Er-
laubens aufgenommen, wodurch sie zu einem Teil des 
staatsgewaltlichen Handelns werden. 
Das Recht, in dieser Weise Teil der Staatsgewalt zu werden, haben 
nur Personen oder Kollektive, die im Sinne des Artikels 20 Absatz 2 
GG Teil des Volkes sind, das im Staat Bundesrepublik die Staats-
gewalt ausübt. 
Als Teil des Volkes der Bundesrepublik sind die Kirchen und die jü-
dischen Gemeinden an das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland und damit an Recht und Gesetz der Bundesrepublik 
Deutschland gebunden. 
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DITIB ist eine staatliche Organisation eines Staates, der nicht zur 
Bundesrepublik Deutschland gehört. Dieser Staat, dessen Teil DI-
TIB ist, ist nicht dem Grundgesetz und den Gesetzen der Bundesre-
publik verpflichtet. Er kann es gar nicht sein, weil seine Staatsgewalt 
nicht durch das deutsche Volk legitimiert ist. 

Info zu DITIB: 
Hinter der Abkürzung DITIB steht die Organisationsbe-
zeichnung „Diyanet Is[ch]leri Türk Islam Birliği“, über-
setzt ins Deutsche: „Türkisch-islamische Union der An-
stalt für Religion e.V.“ (Selbstbezeichnung von DITIB) 
Das türkische Wort „diyanet“ bedeutet „Frömmigkeit“, 
„Religiosität“. 
Das türkische Wort „is[ch]leri“ ist ein Possesiv des 
Wortes „is[ch]“ im Plural „is[ch]ler“, in deutscher 
Sprache: „Arbeit(en)“, „Angelegenheit(en). 
Diyanet is[ch]leri bedeutet im Deutschen: „Religiöse 
Angelegenheiten“ 
Die selbstgegebene Organisationsbezeichnung von DITIB 
übersetzt Diyanet is[ch]leri mit „Anstalt für Religion“.  
Damit ist eine Institution des türkischen Regierungsap-
parats in Ankara gemeint: Das (korrekt) „Amt 
(Bas[ch]kanligi) für religiöse Angelegenheiten“. Dieses 
Amt ressortiert beim Ministerpräsidenten. Der Präsident 
von Diyanet hat Ministerrang. Diyanet ist die höchste 
islamische Autorität der Türkei.  
Die Institution wurde am 3. März 1924 von Atatürk gegrün-
det und ersetzt seit dieser Gründung das abgeschaffte Ka-
lifat. 
DITIB ist als Teilorganisation von Diyanet eine Abteilung 
des Ministerpräsidenten der Türkei in Deutschland mit Sitz 
in Köln. Der Präsident von DITIB ist ein Angehöriger 
der türkischen Botschaft in Berlin im Rang eines 
Staatssekretärs; zur Zeit ist dies Herr Ali Dere. 
Es ist ohne weiteres erkennbar, dass es sich bei DITIB 
um eine Organisation eines ausländische Staates 
handelt, die im deutschen Rechtsraum nicht unabhän-
gig und eigenständig ist. 
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Da DITIB – sowohl im Hinblick auf die Staatsbürgerlichkeit der 
Mehrzahl der in DITIB maßgeblich wirkenden Personen als auch im 
Hinblick auf die institutionelle Legitimation – einem Staat verpflichtet 
ist, der nicht legitimiert ist, in Deutschland Staatsgewalt auszuüben, 
kann DITIB nicht in Akte der deutschen Staatsgewalt aufgenommen 
werden.  
DITIB würde durch die Berechtigung, Lehrerinnen oder Lehrer für 
den islamischen Religionsunterricht zu beauftragen (sowie an der 
Erstellung von Lehrplänen und der Zulassung von Schulbüchern 
mitzuwirken), als Institution der türkischen Staatsgewalt deutsche 
Staatsgewalt gegenüber deutschen Staatsbürgerinnen und Staats-
bürgern ausüben. Damit aber wäre die Souveränität des deutschen 
Volkes (Art. 20,2) beschädigt. 
Die deutsche Schule ist eine staatsgewaltliche Pflichtschule. 
Die Kinder und Jugendlichen können sich ihr nicht verweigern. 
Ein Landesgesetz, das eine derartige Berechtigung vorsieht, ver-
stößt damit fundamental gegen die Rechtsordnung der Bundesre-
publik Deutschland – insbesondere auch im Hinblick auf die Grund-
rechte von Kindern und Jugendlichen – und rechtfertigt, wenn es in 
Kraft treten sollte, die Berufung auf Artikel 20 Abs. 4 GG.“ 
Der Text stammt aus der Feder von K. Gebauer, vormals Landesinstitut, und ist hier unverän-
dert in der Fassung vom 14. September 2011 abgedruckt. 
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ANLAGE 7 
Deutschlandfunk. 
05.01.2017 

„Satzung des Islamverbands DITIB 
Türkische Funktionäre haben das Sagen 

in deutschem Verein.“ 
Von Kemal Hür 

„Wie groß ist der Einfluss der Türkei auf den größten deutschen 
Islamverband, die DITIB? Ihr wird immer wieder vorgeworfen, der 
deutsche Ableger des türkischen Präsidiums für Religionsangele-
genheiten zu sein. Die DITIB beteuert ihre Unabhängigkeit vom tür-
kischen Staat. Doch in der Satzung des Vereins sind direkte Verbin-
dungen nach Ankara zu finden. 
In einer Dokumentation der Wissenschaftlichen Dienste des 
Bundestages über islamische Organisationen in Deutschland steht 
über die DITIB die Aussage:  

»DITIB ist gemäß Satzung an das staatliche Präsidium für Reli-
giöse Angelegenheiten der Türkei in Ankara (Diyanet) ange-
bunden.« 

Wir wollen mit der DITIB-Zentrale darüber sprechen und bitten sie, 
uns ihre Satzung zu schicken. Denn auf ihrer Internetseite ist sie 
nicht zu finden. Trotz mehrfacher Anfragen per E-Mail und Telefon 
in einem Zeitraum von drei Wochen kommt der Bundesverband der 
DITIB unserer Bitte nicht nach. 
Wir lassen uns schließlich vom Amtsgericht Köln eine Kopie der 
aktuellen Satzung zukommen. Dort ist die DITIB-Zentrale als Verein 
eingetragen. Wir legen die Satzung Stefan Muckel vor. Er ist Pro-
fessor für Öffentliches Recht und Kirchenrecht an der Universi-
tät zu Köln und hat mehrere Gutachten über islamische Organisati-
onen verfasst, auch über die DITIB. Die Verbindung zum türkischen 
Religionsamt Diyanet sei eindeutig, sagt Muckel: 

»DITIB hat organisatorische und institutionelle Verbindungen 
zum Diyanet. Das lässt sich der Satzung entnehmen, da gibt es 
bestimmte Rechte für hohe Bedienstete des türkischen Amtes 
für religiöse Angelegenheiten.« 

Diese privilegierten Rechte finden sich in mehreren Paragrafen. So 
wird im Paragraf 4 der DITIB-Satzung wichtigen Vertretern des tür-
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kischen Religionsamtes in Ankara [DIYANET] das Recht einge-
räumt, als Mitglied in den Verein aufgenommen zu werden. Das gilt 
im Besonderen für seinen Präsidenten, seinen Abteilungsleiter für 
auswärtige Beziehungen, die Botschaftsräte für religiöse Angele-
genheiten in Europa [für Deutschland in der Botschaft der Türkei in 
Berlin] sowie die Religions-Attachés in den Bundesländern [in NRW 
in den Generalkonsulaten Köln und Essen]. 
Diese hochrangigen Diyanet-Vertreter machen von diesem Recht 
Gebrauch. [...]. Der Chef des Diyanet [Ankara] hat laut Satzung 
auch eine herausgehobene Funktion in der DITIB inne: 

»Paragraph 10, Absatz 2: Zum Ersten Ehrenvorsitzenden wird 
der Präsident des Amtes für religiöse Angelegenheiten der tür-
kischen Republik [Diyanet, Ankara] ernannt.« 

»Paragraph 11, Absatz 1: Der Beirat besteht aus 5 Religions-
beauftragten. Vorsitzender des Beirates ist der Präsident 
des Amtes für religiöse Angelegenheiten der türkischen 
Republik [Diyanet in Ankara].[...].« 

[...]. Der Beirat, dem der Vorsitzende des Diyanet [in Ankara] vor-
sitzt, ist das mächtigste Organ des Vereins [in Deutschland/Köln]. 
Denn er bestimmt laut Satzung die Führung der DITIB: 
„Paragraph 9, Absatz 2. Wahl des Vorstandes: Der Vorstand wird 
auf die Dauer von 2 Jahren gewählt. Zur Wahl stellen können sich 
nur vom Beirat [Ankara] vorgeschlagene Personen. Der Beirat hat 
für die Wahl eines Vorstandmitgliedes 2 Kandidaten aufzustellen.“ 
Zur Rolle des Beirats [Ankara] heißt es in der Dokumentation der 
Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages:  

Das türkische Religionspräsidium Diyanet [Ankara] »nimmt ge-
genüber der DITIB Leitungs-, Steuerungs- und Kontrollbe-
fugnisse wahr. So besteht der mächtige Beirat, der an Ent-
scheidungen über alle grundlegenden Fragen des Verbands be-
teiligt werden muss und zumeist die endgültige Entscheidungs-
befugnis hat, ausschließlich aus Diyanet-Funktionären [An-
kara]. Zudem haben Diyanet-Vertreter in den DITIB-
Mitgliederversammlungen ein größeres Stimmengewicht als die 
Vertreter der 896 DITIB-Ortsgemeinden.« 

Die undemokratisch erscheinenden Vorrechte und Verbindungen 
macht das deutsche Vereinsrecht möglich, sagt Stefan Muckel: 
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»Vereine und Religionsgemeinschaften müssen nicht in vollem 
Umfang demokratisch organisiert sein. Natürlich gibt es demo-
kratische Elemente gerade im Vereinsrecht, wo die Mitglieder-
versammlung nach regulären Vorgaben des deutschen Vereins-
rechts den Vorstand wählt. Aber Sie dürfen nicht vergessen, 
dieses Vereinsrecht stammt in der Kernstruktur auch aus einer 
Zeit, als Deutschland noch lange vor der Demokratie existierte, 
nämlich aus dem Jahre 1900.« 

Aus den Verbindungen zwischen der DITIB und dem türkischen 
Staat ergeben sich Probleme in mehreren Bereichen, sagt der Jurist 
Muckel. So etwa, wenn das türkische Religionsamt [Ankara] die In-
halte im islamischen Religionsunterricht an deutschen Schulen vor-
gibt: 

»Ich habe den Eindruck, dass in einigen Landesverbänden da-
gegen Vorkehrungen getroffen worden sind, also in einigen 
Landesverbänden der DITIB. Aber man müsste natürlich auf je-
de einzelne Satzung schauen und die Praxis insbesondere in 
den Landesverbänden prüfen.“ 

Weder der Dachverband noch die einzelnen Landesverbände der 
DITIB sind als Religionsgemeinschaften gemäß dem Grundgesetz 
anerkannt. Eine etwaige Anerkennung der DITIB als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts sei mit der aktuellen Satzung 
nicht möglich, sagt Rechtswissenschaftler Muckel. Denn eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts übe hoheitliche Aufgaben aus. 
Und auf deutschem Boden könne kein ausländischer Staat die 
maßgeblichen Regelungen treffen. 

„Das fängt an bei der Erhebung von Steuern. Das geht darüber, 
dass die Körperschaften des öffentlichen Rechts Beamte ein-
stellen können, Friedhöfe selbst betreiben können. Dass die 
maßgeblichen Entscheidungen von einer ausländischen Stelle 
getroffen werden, ist es schwer vorstellbar.« 

Über all diese Verwicklungen hätten wir gern auch mit der DITIB-
Zentrale gesprochen. Aber niemand stand für ein Interview zur Ver-
fügung.“ 
Der Text ist um etwa ein Viertel gekürzt, Zwischenüberschriften wurden entfernt, Erläuterndes in 
eckigen Klammern eingefügt, alle Hervorhebungen befinden sich nicht im Original . 
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ANLAGE 8  

Februar 1980 

„DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSBUND 
Bundesvorstand – Abt. ausländische Arbeitnehmer 
Hintergründe türkischer extremistischer islamischer  

Aktivitäten in der Bundesrepublik Deutschland 
(Sekten und Organisationen) “ 

(21 Seiten). 

Auszug (Seite 21): 

„Die Versuche, in der Bundesrepublik Deutschland völlig unpoli-
tische, nur als Gebetsmöglichkeiten gedachte Moscheen einzu-
richten sind nahezu gescheitert. Schon nach kurzer Zeit gerieten 
eine große Zahl dieser Moscheen unter den Einfluss rechtsge-
richteter Gruppen und waren entsprechend ihrer ursprünglichen 
Bestimmungen nicht mehr zu halten. Die von der türkischen Re-
gierung [Militärregierung] in die Bundesrepublik Deutschland ge-
schickten Beauftragten für Religionsfragen [religiöses Personal 
der staatlichen Institution DIYANET] stoßen hier wegen der ver-
schiedenen religiösen Sekten und politischen Ansichten auf 
große Schwierigkeiten. In den bestehenden Moscheenfinden sie 
keine Wirkungsmöglichkeiten, manchmal werden sie sogar unter 
Androhung von Gewalt vor die Tür gewiesen und »offizielle« 
Moscheen gibt es nicht. Die deutsche Seite weiß von all dem 
nichts und wird auch nicht um Hilfe gebeten.“ 

Unmittelbar vor diesem abschließenden Text des DGB-Gutachtens 
werden von Seite 14 an Zitate von Predigern wiedergegeben: 

„Schriftliche Aussagen der Prediger (Imam), die gleichzeitig Vor-
standsmitglied des islamischen Kulturzentrums sind, über ande-
re Religionen bzw. Glaubensgemeinschaften. 
»... wo alle Andersgläubigen ihre verdorbenen Religionen ihren 
Kindern lehren und ihre Religion schützen, kann und darf ein 
muselmanischer Türke seine Kinder und seine geschätzte Reli-
gion nicht vernachlässigen ...«  
»... Das türkische Volk ist ein Herrschaftsvolk ...« [Seite 14] 
»... Die Religion ist eine seelische Notwendigkeit. Ein Mensch, 
der auf diese Welt kommt, muss eine Religion haben. Wenn er 
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den Islam nicht finden kann, geht er zu anderen Religionen, wie 
ein Mensch der kein sauberes Wasser findet, aus Durst schmut-
ziges bakteriell verseuchtes und tödliches Wasser trinkt . ...« 
[Seite 15] 
Alle drei Aussagen:  

Ahmet Şimşek, IKZ München, Hauptimam am 29.12.1978 
Es folgen 28 weitere zum Teil lange Zitate mit ähnlichem Inhalt und 
gleichem Tenor. In einem letzten wird ein Schulbuch zitiert, das den 
Koran-Schülerinnen und Koran-Schülern in den Islamischen Kultur-
zentren (IKZ – heute VIKZ) Fragen stellt und die Antworten vorgibt: 

»Frage 49: Welche Strafe verdient jemand, der nach den Regeln 
der Priester Safii und Maliki betet?« 

[Es handelt sich um die islamischen Rechtsschulen der Sa-
fiiten und der Malikiten; insgesamt gibt es seit dem Mittelal-
ter vier große Schulen; der türkische Islam hängt haupt-
sächlich der Schule des Hanifa und die Saudis der des 
Hanbal; die Marokkaner folgen der malikischen. – Interes-
sant ist, dass hier die hanbalitische Schule nicht genannt 
wird.]  

» Antwort: Wenn er nicht Reue zeigt und betet, sollte er getötet 
werden.«  
»Frage 50: Welche Strafe verdient jemand, der nicht nach dem 
Gründer unserer Konfession dem Oberpriester Hanifi betet? 
Antwort: Er ist zu verprügeln, bis Blut aus seinem Körper fließt. 
Wenn er auch dann nicht betet, sollte er eingesperrt werden, bis 
er betet.« 

Aus dem Kommentar zur Zeit der Archivierung 05.02.2005: 
„Das hier zitierte Gutachten des DGB wurde in Verbindung mit 
dem Erlass des Kultusministeriums an das Landesinstitut für 
Curriculumentwicklung Lehrerfortbildung und Weiterbildung, ei-
nen Lehrplan für islamischen Religionsunterricht zu entwickeln 
(s.o. Sachstand 1.1), als Hintergrundmaterial weitergeleitet.  
Die „Recherche“ war zu Beginn der 80er Jahre zunächst die 
Hauptquelle allen Wissens des Landesinstituts über den organi-
sierten Islam in der Bundesrepublik Deutschland. Hinzu kamen 
im Laufe der Jahre Detailkenntnisse über politische und organi-
satorische Zusammenhänge durch eine Vielzahl von Kontakten 
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des Landesinstituts zu den unterschiedlichen Organisationen, 
bei denen vor allem die Selbstdarstellungen dieser Organisatio-
nen zur Geltung kamen.  
Inhaltlich von Bedeutung waren für die Lehrplanentwicklung die 
Ausführungen zu den Lehrinhalten des Religionsunterrichts in 
der Türkei (S. 4-5). Indirekt waren auch die wörtlichen Zitate von 
türkischen Predigern insbesondere über die exklusive Normativi-
tät des organisierten Islams in der Bundesrepublik (S. 11-21) 
von Bedeutung für die inhaltliche Arbeit am Lehrplan.“ 

Anmerkung 
Die hier etwas ausführlich erscheinende Dokumentation ist für das 
Verstehen der ursprünglichen Haltung des Landes NRW gegenüber 
der türkischen Staats-Religionsbehörde DIYANET und ihrer bald 
gegründeten Organisation DITIB unverzichtbar.  
Kurz: NRW war der türkischen Militärregierung dankbar, dass sie im 
Hinblick auf die Erziehung der türkischen Kinder in Deutschland ei-
nen klar säkularen Standpunkt vertrat. DIYANET war 1924 von Ata-
türk in Abschaffung des Kalifats und des Amtes Scheichülislam 
(oberster Religionswächter) als institutionelle Barriere gegen ein 
Wiederaufleben eines politischen Islams gegründet worden. Die 
Militärjunta war sehr daran interessiert, den Aktionsraum der tür-
kisch-islamischen Verbände (IKZ – heute VIKZ – Verband Islami-
scher Kulturzentren, MHP – Großnationaltürkische Volkspartei – 
heute Graue Wölfe, MSP – Nationale Heils- oder Rettungspartei – 
heute Milligörüsch/Nationale Sicht/Islamrat), die in der Türkei verbo-
ten waren, einzuschränken und schickte DIYANET-Imame in die 
Bundesrepublik. Diese Imame wurden jedoch von den Moscheen 
dieser Verbände abgewiesen. DIYANET entwickelte deshalb eine 
besondere Methode, einen Fuß in die Tür zu bekommen: Die regie-
rungsamtlichen Imame sammelten in allen großen und kleineren 
Städten der alten Bundesrepublik regierungstreue Männer, die dann 
in die Moscheevereine eintraten, per deutschem Vereinsrecht die 
Vorstände stürzten und so die jeweilige Moschee für DIYANET, also 
für den türkischen Staat eroberten. Diese Methode wurde insbeson-
dere von Milligörüsch auch gegen DITIB angewendet (Beispiel 
Mannheim). Heute herrscht DITIB über ungefähr 1000 Moscheen, 
die sich zu einem Teil aus Dependancen der eroberten Moscheen 
entwickelt haben. 
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Nach dem Ende der absoluten Militärherrschaft und mit Beginn der 
parlamentarischen Demokratie-Phase wurden die genannten Ver-
bände auch in der Türkei wieder zugelassen. Dies geschah auch auf 
Druck der NATO und der EU, welche letztere den Beitritt in Aussicht 
stellte, wenn die Türkei zur Demokratie zurückkehre. Es entstanden 
neue Theologische Fakultäten, Prediger-Gymnasien (Imam-Hatib-
Schulen). Von besonderer Bedeutung waren die Universität Konya 
(VIKZ-Orientierung) und die Gazi-Universität Ankara (Milligörüsch-
Orientierung).  
Nicht zu unterschätzen für das NRW-Verhalten gegenüber dem tür-
kischen Islam war 1979 und folgende die Einrichtung eines Gottes-
staats im Iran und die massive Einflussnahme Saudi-Arabiens auf 
die Islamisierung der Türkei in den 80er Jahren. Mit saudischem 
Geld entstanden in den Vorstädten (Gecekondus) der türkischen 
Großstädte und in den Mittelstädten Hunderte von kleinen 
Einheitsmoscheen aus Beton. 
NRW hatte über den Landtag (gemeinsame Parlamentarier-Gruppe) 
und das Landesinstitut (gemeinsame Experten-Gruppe) seit 1984 
engen Kontakt mit Ankara und mit DITIB in Köln. Die NRW-
Kooperation verstand sich – von NRW aus gesehen – als eine An-
erkennung des türkischen Demokratisierungsprozesses (vgl. AN-
LAGE 16). Im Zuge der halb-jährlichen Treffen wurde von deutscher 
Seite wahrgenommen, dass sich das türkische Erziehungsministeri-
um (MEB) seit der Redemokratisierung nach und nach islamisierte. 
Als Erdoğan die Staats-Führung übernahm, war DIYANET bereits 
fest in Milligörüsch-Hand, mit allen Konsequenzen für DITIB in 
Deutschland. 
Die Kooperation NRW-Türkei war bereits in den Wirren der deut-
schen Einigung im Sande verlaufen. Fazit: Die anfängliche Koopera-
tion mit DITIB erfolgte, weil man ursprünglich davon ausgehen konn-
te, dass DIYANET ein säkulares Verhältnis von Staat und Religion 
repräsentierte. 
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ANLAGE 8 a 
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ANLAGE 8 b 

Arbeitskontakte Landesinstitut für Schule und Weiterbildung und 
türkischem Staat in den Jahren 1984 und 1985 – gefertigt 1986 
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ANLAGE 9 
27. Februar 2017 

„Rückkehr zur Einheit von  
Religion und politischer Herrschaft“ 

Auszug aus: Dreßler, Markus: Erdoğan und die „Fromme Genera-
tion“ – Religion und Politik in der Türkei. In: Aus Politik und Zeit-
geschichte. Zeitschrift der Bundeszentrale für politische Bil-
dung. Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament vom 27. Feb-
ruar 2017, Seite 27: 
„Der Begriff »fromme Generation« etablierte sich in den vergange-
nen fünf Jahren [2012-2017] zu einem der wichtigsten programmati-
schen Slogans der AKP. [...]. Die »fromme Generation« soll primär 
über religiöse Erziehung, Koranschulen und das öffentliche Schul-
system geschaffen werden. Der AKP gilt die Vermittlung von religiö-
sem Wissen und religiösen Werten als Voraussetzung für die Cha-
rakterbildung und Erziehung frommer und verantwortungsvoller Bür-
ger in einem konservativen Sinn. [...]. 
Gleichzeitig wurden die Imam-Hatip-Schulen für Mittel- und Oberstu-
fe, ursprünglich Fachschulen für zukünftiges Moscheepersonal [un-
ter dem Aspekt der Allgemeinbildung auf erweitertem Grundschulni-
veau], aufgewertet und qualifizieren nun wie herkömmliche Schulen 
für die zentralisierten Universitätseignungsprüfungen. Ihr Ausbau 
geht zu Ungunsten säkularer Schulen, deren Anteil am Schulbetrieb 
in den vergangenen Jahren schrittweise reduziert wurde. Die Zahl 
der in Imam-Hatip-Schulen eingeschriebenen Schülerinnen und 
Schüler stieg von 65 000 im Jahr 2002 auf über eine Million 2015. 
[...]. 
Dass die Islamisierungspolitik der AKP System hat und das politi-
sche Projekt der AKP in diesem Sinne als ‚islamistisch’ bezeichnet 
werden kann, ist kaum mehr von der Hand zu weisen. Der türki-
schen Soziologin Demet Lüküslü [s.u.] zufolge basiert die Jugendpo-
litik der AKP, verbunden mit deren Projekt, die kemalistische Meis-
tererzählung [das kemalisische Verständnis von türkischer Ge-
schichte] durch eine türkisch-islamische zu ersetzen, 

„auf der Idee eines existenziellen Kampfes zwischen Chris-
tentum und Islam, wobei die Türkei und das Osmanische 
Reich die Avantgarde des letzteren“ 
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repräsentierten. Während sich viele konservativ-sunnitische Staats-
bürger in dieser neuen Geschichts- und Weltdeutung wiederfinden, 
ist sie insbesondere für säkular orientierte Teile der Bevölkerung be-
fremdlich.“ 
Lüküslü; Demet: Creating a Pious Generation. Youth an Education Policies of 
the AKP in Turkey. In: Southeast European and Blck Sea Studies 16/2016, S. 
637-649. 
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ANLAGE 10 
19. 12. 2001 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
„BVerfG: Körperschaftsstatus von Religionsgemeinschaften – 
Zeugen Jehovas – 19. 12. 2001 (zitiert nach NJW 2001, 429)“ 

Eine Religionsgemeinschaft könne dann den Status einer Kör-
perschaft öffentlichen Rechts erlangen,  

a. wenn sie rechtstreu sei, 
b. wenn sie so verfasst sei, dass sie durch ihre „tatsächli-

che“„Verfasstheit“„die Gewähr der Dauer“biete, 
c. wenn sie ihre vergrößerten Einflussmöglichkeiten nicht 

missbrauche. 
Dazu Zitate aus dem Urteil des BVG vom 19. Dezember 2001: 

a. ...wenn sie rechtstreu ist.  
Unter IV heißt es in der Begründung des Bundesverfas-
sungsgerichts: 
„Eine Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentli-
chen Rechts werden will, muss rechtstreu sein. Sie muss 
die Gewähr dafür bieten, dass sie das geltende Recht be-
achten, insbesondere die ihr übertragene Hoheitsgewalt nur 
in Einklang mit den verfassungsrechtlichen und den sons-
tigen gesetzlichen Bindungen ausüben wird.“ 

Unter IV, Ziffer 2 heißt es in der Begründung des Bundesver-
fassungsgerichts: 
„Freilich darf auch außerhalb des Bereichs hoheitlichen 
Handelns von den korporierten Religionsgemeinschaften 
Rechtstreue verlangt werden. Jede Vereinigung hat, wie 
jeder Bürger, die staatsbürgerliche Pflicht zur Beachtung 
der Gesetze.“ 

Unter V heißt es: 

„Eine Religionsgemeinschaft, die den Status einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts erwerben will, muss insbe-
sondere die in Art. 79 III GG umschriebenen fundamentalen 
Verfassungsprinzipien [Art. 1 und 20 GG], die dem staatli-
chen Schutz anvertrauten Grundrechte Dritter sowie die 
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Grundprinzipien des freiheitlichen Religions- und Staatskir-
chenrechts des Grundgesetzes [Art. 4 GG I und II sowie 
Art. 140] nicht gefährdet.“ 

b. ...wenn sie so verfasst ist, dass sie durch ihre „tatsächliche“  
   „Verfasstheit“„die Gewähr der Dauer“bietet. 

Unter II, Ziffer 1 heißt es in der Begründung des Bundesver-
fassungsgerichts: 
„Dabei bezeichnet der Begriff der Verfassung mehr als eine 
den Erfordernissen des Rechtsverkehrs genügende recht-
liche Satzung. ‚Verfassung’ im Kontext des Art. 140 GG i.V. 
mit Art. 137 V 2 WRV meint auch den tatsächlichen Zustand 
einer Gemeinschaft, ihre Verfasstheit. [...]. 
Denn der tatsächliche Gesamtzustand einer Religionsge-
meinschaft kann eine aussagekräftige Grundlage für die Ein-
schätzung des künftigen Fortbestehens bieten, um das es 
nach Art. 140 GG i.V. Art. 137 V 2 WRV vor allem geht. Nach 
dem Willen der Weimarer Nationalverfassung sollte diese 
Einschätzung nicht auf ein zufälliges, äußeres Kriterium, 
sondern auf das ‚tiefere Moment des Inhalts ihrer Verfas-
sung’ gestützt sein (vgl. Verhandlungen der verfassungge-
benden Deutschen Nationalversammlung [1919], Band 329, 
Seite 2159).“ 

c. ...wenn sie ihre vergrößerten Einflussmöglichkeiten nicht  
    missbraucht, 

Unter III, Ziffer 3 heißt es in der Begründung des Bundesver-
fassungsgerichts: 
„Die Vergünstigungen bewirken mit erhöhten Einflussmöglichkeiten 
aber auch die erhöhte Gefahr eines Missbrauchs zum Nachteil der 
Religionsfreiheit der Mitglieder und zum Nachteil anderer Verfas-
sungsgüter.  

Bei der Bestimmung der Voraussetzungen, unter denen eine Religions-
gemeinschaft den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts er-
langen kann, muss deswegen auch die Verantwortung des Staates zur 
Geltung gebracht werden, welche das Grundgesetz ihm auferlegt.  

Es gibt ihm die Achtung und den Schutz der Menschenwürde als des 
tragenden Konstruktionsprinzips und obersten Grundwerts der freiheit-
lich, demokratisch verfassten Grundordnung auf (Art. 1 I GG). [...].“  
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ANLAGE 11 a  
7. August 2015 

„Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW, 
Die Ministerin 

(stellv. Ministerpräsidentin, Frau Sylvia Löhrmann)“ 

„An den Vorsitzenden des Integrationsausschusses“  
„An den Vorsitzenden des Ausschusses für Schule und Weiterbil-
dung“  
„VORLAGE 16/3085“  

„Sehr geehrte Herren Vorsitzende,  
in der Anlage übersende ich Ihnen den Bericht für die Sitzung des 
Integrationsausschusses am 19. August 2015. Der Bericht soll zeit-
gleich auch dem Ausschuss für Schule und Weiterbildung zugeleitet 
werden. Ich verweise zudem auf die vorangegangenen Berichte 
vom 24. August 2012 und vom 29. November 2013.  
Mit freundlichen Grüßen“. 
„Bericht der Landesregierung zur Einführung des bekenntnis-
orientierten islamischen Religionsunterrichts“ 

[...Ausführliche Statistiken über den Unterrichtsbesuch, über die 
Situation der Lehrkräfte und die Ausbildung an den Universitä-
ten. (1 Seite)...]. 
„Zur Klärung des Status der Verbände als Religionsgemein-
schaft hat die Landesregierung ein juristisches Gutachten an 
Dr. Fabian Wittrek vergeben. Das Gutachten stellte fest, 
dass alle vier im Koordinationsrat der Muslime (KRM) or-
ganisierten Verbände die rechtlichen Voraussetzungen 
erbringen. Das Gutachten wurde am 4.3.2015 in einer Sitzung 
der Projektgruppe Statusfragen vorgestellt und von allen Betei-
ligten positiv aufgenommen und wohlwollend kommentiert.  
An der Projektgruppe nahmen Vertreterinnen und Vertreter al-
ler fünf Landtagsfraktionen sowie aller im Koordinierungs-
rat der Muslime (KRM) organisierten Verbände teil. Zur Klä-
rung der religionssoziologischen Fragen hat die Landesregie-
rung ein weiteres Gutachten an Dr. Jörn Thielmann (federfüh-
rend) und Herrn Prof. Dr. Christoph Bochinger (wissenschaftli-
che Begleitung) vergeben. Das Gutachten liegt voraussichtlich 
im Frühjahr 2016 vor.  
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Die vom Ministerium bei Herrn Prof. Dr. Halil-Haci Uslucan in 
Auftrag gegebene wissenschaftliche Begleitung des islamischen 
Religionsunterrichts wird voraussichtlich Ende 2015 erste Er-
gebnisse vorlegen. [...].“ 

Diese wissenschaftliche Begleitung berührt die Statusfrage der is-
lamischen Organisationen in keinem Punkt. Sie untersucht metho-
disch sehr kontrolliert schul- und unterrichtspraktische Aspekte so-
wie die Akzeptanz des Unterrichts bei Schülerinnen und Schülern, 
Lehrerinnen und Lehrern sowie Eltern. Sie wurde im September 
2015 fertiggestellt (Bericht 65 Seiten) durch die 
Stiftung Zentrum für Türkeistudien und Integrationsforschung  
Türkiye ve Uyum AraOrmalari Merkezi Vakfi  
Institut an der Universität Duisburg-Essen  
Zwischenbericht zur wissenschaftlichen Begleitung der Einführung des islami-
schen Religionsunterrichts (IRU) im Land Nordrhein-Westfalen  
Prof. Dr. Haci-Halil Uslucan  
Wissenschaftlicher Leiter des Zentrums für Türkeistudien und Integrationsfor-
schung Professor für Moderne Türkeistudien an der Universität Duisburg-
Essen/Fakultät für Geisteswissenschaften  
Internet: www.zfti.de E-Mail: uslucan@zfti.de September 2015 

Vom Schulministerium dem Landtag am 9. Februar 2016 vorgelegt 
(Landtagsvorlage 16/3701) 
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ANLAGE 11 b 
Wikipedia zu 
Idschaza (Lehrbeauftragung/-erlaubnis) in Nordrhein-Westfalen 
„Am 22. Dezember 2011 wurde vom Landtag Nordrhein-Westfalen 
das Gesetz zur Einführung von Islamischem Religionsunterricht als 
ordentliches Lehrfach  
(7. Schulrechtsänderungsgesetz) erlassen. 
Voraussetzungen 
Bewerberinnen und Bewerbern wird die Erlaubnis zur Erteilung des 
Islamischen Unterrichts beim Vorliegen der folgenden Vorausset-
zungen durch den im § 132 a, Abs. 4 bis 7 erwähnten Beirat erteilt: 

• Bekenntnis zum Islam 
• erfolgreicher Abschluss eines Lehramtsstudiums im 

Fach Islamische Religionspädagogik oder die Verpflich-
tung, an Fortbildungsmaßnahmen, die fachdidaktische 
und/oder religionspädagogische Kompetenzen vermitteln, 
teilzunehmen 

• Versprechen, den Religionsunterricht in Übereinstimmung 
mit der islamischen Lehre zu erteilen 

• Beachtung der Grundsätze des Islam in der persönlichen 
Lebensführung 

• Bescheinigung der Moscheegemeinde über die Teilnahme 
am Gemeindeleben 

• Erklärung zu einer Zusammenarbeit mit einer Moscheege-
meinde in Bezug auf den Islamischen Religionsunterricht 

• Bereitschaft, an Weiter- und Fortbildungen teilzunehmen 
• Zustimmung von 75 % der Beiratsmitglieder 

Antrag 
Der Antrag der Bewerberin bzw. des Bewerbers muss die folgenden 
Unterlagen enthalten: 

• formloses Antragsschreiben 
• Lebenslauf 
• Angaben zur persönlichen Motivation zum Beruf in Bezug 

auf den Islamischen Religionsunterricht in einem gesonder-
ten Schreiben 

• Hochschulzeugnis(se), ggf. Zertifikate 
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• Bescheinigung einer Moscheegemeinde über die Teil-
nahme am Gemeindeleben. 

Moscheegemeinde 
Bei den hier erwähnten Moscheegemeinden handelt es sich um 
diejenigen, die im Koordinationsrat der Muslime organisiert 
sind. Andere Moscheegemeinden können vom Beirat anerkannt 
werden. Ebenso entscheidet der Beirat in den Fällen, in denen keine 
Bescheinigung beigebracht werden kann.“ 
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ANLAGE 12  
Katholische Nachrichtenagentur (KNA) 
13.03.2018 
„Die Islam-Verbände in Deutschland wollen von der Politik als 
Religionsgemeinschaft behandelt werden. Ein Spannungsfeld. 

Andreas Otto 
Es ist ein politisch höchst umstrittenes Thema: Die Behandlung 
muslimischer Verbände als Religionsgemeinschaft oder gar ihre 
Anerkennung als Körperschaft des Öffentlichen Rechts. Denn 
wenn an Schulen ein islamischer Religionsunterricht etabliert wer-
den soll, muss dieser nach dem Grundgesetz eigentlich von einer 
Religionsgemeinschaft getragen werden – wenn auch unter staatli-
cher Aufsicht. Doch da machen viele Bundesländer nicht mit, gerade 
wegen der Entwicklungen in der Türkei. Über die Schwierigkeiten 
berieten Staatsrechtler und Theologen bei einer am Dienstag zu 
Ende gegangenen Tagung in Mülheim an der Ruhr. 
Das Spannungsfeld leuchtete gleich zu Beginn der Leipziger Religi-
onssoziologe Gert Pickel in der Akademie des Ruhrbistums "Die 
Wolfsburg" [in Mülheim a.d.R.] aus. Er verwies auf die wachsende 
religiöse Pluralität, gegenüber der Bürger nach wissenschaftlichen 
Untersuchungen eine allgemeine Offenheit zeigen. Dies treffe aber 
nicht auf den Islam zu, den nach empirischen Studien knapp 60 
Prozent der Bevölkerung negativ sehen und als Bedrohung empfin-
den. Was dann ein Abgrenzungsbedürfnis hervorrufe. 
Demgegenüber verwies der Gastgeber der »Essener Gespräche 
zum Thema Staat und Kirche«, Ortsbischof Franz-Josef Overbeck, 
darauf, dass der Staat ein verständliches Interesse daran hat, mög-
lichst viele religiöse Verbände aus ihrer Grauzone heraus und »in 
ein geregeltes Verhältnis mit dem Staat zu holen«. Eine Ghettoisie-
rung sei zu vermeiden. 
Wie sind die Verknüpfungen mit Ankara? 
Da ist das Beispiel Rheinland-Pfalz. Ministerpräsidentin Malu Drey-
er (SPD) berichtete, dass ihre Landesregierung auf Basis von Gut-
achten islamische Verbände schon als Religionsgemeinschaft 
behandeln wollte - dann aber wegen der Vorgänge in der Türkei 
einen Rückzieher gemacht habe und nun weiter prüfe. Ihr Land ver-
folge zunächst weiter das Konzept, den islamischen Religionsunter-
richt mit lokalen Elternvereinen zu organisieren. Auch in Nord-



 56

rhein-Westfalen treibt die Politik vor allem die Frage um, inwieweit 
der deutsch-türkische Moscheeverband Ditib mit Ankara verwo-
ben ist. 
Ohnehin steht die Anerkennung als Religionsgemeinschaft auf tö-
nernen Füßen, wie der Münsteraner Theologe und Professor für 
Öffentliches Recht, Fabian Wittreck, ausführte. Denn eine gesetz-
liche Vorgabe für ein solches Verfahren gibt es im Gegensatz zu 
Österreich in Deutschland nicht. Deshalb kämen faktisch die hohen 
Vorgaben zum Zuge, die für die Anerkennung als Körperschaft des 
Öffentlichen Rechts maßgeblich sind (vgl. ANLAGE 10); so muss 
es hinreichend Mitglieder oder eine zentrale Lehrautorität geben. 
Zunächst einmal mit Vertrauensvorschuss 
Für Wittreck werden hier an neue Religionen Maßstäbe angelegt, 
die noch nicht einmal die alten erfüllen. Dabei verwies er auf die Kir-
chen, die etwa im Moralbereich keine tatsächliche disziplinarische 
Durchgriffsgewalt haben. Der Jurist plädierte für eine großzügigere 
Anerkennungspraxis. Phänomene wie fragwürdige Unterrichts-
inhalte, Verfassungstreue oder Einfluss eines ausländischen 
Staates sollten dann von der Schulaufsicht überprüft und gege-
benenfalls unterbunden werden. Grundsätzlich sollte der Staat den 
Verbänden aber mit einem Vertrauensvorschuss begegnen. Diesen 
könne indes die Ditib derzeit nicht Anspruch nehmen, so Witt-
reck, der für die NRW-Landesregierung ein Gutachten über die 
Voraussetzungen islamischer Verbände als Religionsgemein-
schaften verfasst hat (vgl. Sachstand 1.14 und ANLAGE 11). 
Der Heidelberger Verfassungsrechtler und Tagungsleiter Paul 
Kirchhof plädierte dafür, die Islamverbände jetzt noch nicht als Reli-
gionsgemeinschaft zu behandeln. Notwendig seien Zwischenschritte 
wie in NRW, wo die Verbände über Beiräte an den Inhalten des is-
lamischen Religionsunterrichts mitwirken. 
Was die Anerkennung von Religionsgemeinschaften als Körper-
schaft des Öffentlichen Rechts betrifft, verwies der hessische 
Kultusminister Ralph Alexander Lorz (CDU) darauf, dass die Poli-
tik auf ein solches Verfahren - etwa für die Zeugen Jehovas – [vgl. 
ANLAGE 10]- keinen Einfluss habe. In einem Verwaltungsakt 
würden nur die Kriterien überprüft. Er warnte davor, den Körper-
schaftsstatus misszuverstehen: Von einer «TÜV-artigen Überprü-
fung der Rechtstreue» einer Gemeinschaft oder einer Belohnung 
für staatliches Wohlverhalten könne keine Rede sein.“ 
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ANLAGE 13 

Gutachter I 

Stand: 27. Mai 2021 

Professor Dr. Fabian Wittreck [Homepage]  

Studium: Rechtswissenschaften und Katholische Theologie 
(Würzburg); Mitglied der katholischen Studentenverbindung Marko-
mannia Würzburg; seit 2013 Nachfolger von Bodo Pieroth (Verfas-
sungsrechtler und bekannter GG-Kommentator) in Münster. (Wiki-
pedia) 

Institut für öffentliches Recht und Politik 
Universität Münster – Exzellenzcluster Religion und Politik –  
Im Jahr 2021 sind insgesamt 40 Teil-Cluster ausgewiesen. Prof. 
Wittreck ist in diesem Rahmen in insgesamt 6 Teil-Projekten wis-
senschaftlicher Leiter: 
Forschungsprofil 
Kurze Auszüge aus den Beschreibungen der von ihm geleiteten Ex-
zellenzprojekte: 

„Leitung des Projekts Geistliche „Kammern für Handelssachen“ – 
Religiöse Streitschlichtung im Wirtschaftsrecht“ 
„Wissenschaftliches Konzept“ 

„Religionen sind und waren in Geschichte und Gegenwart immer 
wieder Motor politischen und gesellschaftlichen Wandels. Diese Dy-
namiken von Religion und Politik erforscht der Exzellenzcluster „Re-
ligion und Politik“ in historischer, kulturvergleichender und interdiszi-
plinärer Perspektive. Dabei richtet er die Aufmerksamkeit auf den 
spezifischen Eigensinn des Religiösen in unterschiedlichen politi-
schen und sozialen Kontexten und auf die religionsspezifische Dy-
namik von Tradition und Innovation. 

Im Vordergrund der Arbeit steht die wissenschaftliche Fragestellung, 
auf welche Weise Religion gesellschaftliche und politische Ausei-
nandersetzungen stimulieren, eindämmen und modifizieren kann, 
worin – in Geschichte und Gegenwart und in verschiedenen Kultu-
ren – ihre dynamische Kraft begründet liegt und welche äußeren 
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Bedingungen ihre Mobilisierungsfähigkeit begünstigen oder ein-
schränken. [...]. Daraus ergibt sich eine einzigartige Verbindung [...] 
von bekenntnisneutraler und bekenntnisgebundener Religionsfor-
schung.“ 

„Leitung des Projekts Spekulation, Vertrag und Religion.“ 

„In dem Projekt wird zum einen der Einfluss des Christentums und 
des Islams auf die Debatte um die ökonomische Sinnhaftigkeit und 
ethische Rechtfertigung von Spekulation und ihre Regulierung un-
tersucht. Während die klassischen Vertreter der Ökonomie Spekula-
tion grundsätzlich positiv sehen, wird sie von den verschiedenen Re-
ligionsgemeinschaften meist als etwas Negatives verortet. Zuneh-
mend wird heute, gerade auch in der neueren empirischen Kapital-
marktforschung sowie in der durch die Verhaltensökonomie gepräg-
ten Behavioral Economics von einem Nebeneinander von »guter« 
und »schlechter« Spekulation ausgegangen. [...]. Mein Teilprojekt 
wird sich mit dem Einfluss von Religion auf die Bindung im Vorfeld 
von Vertragsschlüssen [...] befassen. [...].“ 

„Leitung des Projekts Rechts- und Gerichtspluralismus als Antwort 
auf normative Krisen.“ 

„Der sichtbarste rechtliche Ausdruck religiöser Pluralisierung ist de-
ren normativer Nachvollzug in Gestalt einer wenigstens partiellen 
Anerkennung religiös geprägter Verhaltensnormen durch die staatli-
che Rechtsordnung. Sie kann kulminieren entweder in der bereichs-
spezifischen Berücksichtigung religiösen Rechts durch staatliche 
Gerichte oder in der Sanktionierung der Entscheidungen geistlicher 
Gerichte, die wiederum bereichsspezifisch alternativ neben den 
staatlichen Richter treten oder dessen Anrufung ganz ausschließen. 
[...]. 
Die Fragen »Ausdehnung des Staatskirchenrechts auf muslimische 
Verbände« und »Übergang vom Staatskirchenrecht zum Religions-
verfassungsrecht« sind hier zwei Seiten einer Medaille. [...].  

Daran schließt sich die Erörterung an, ob eine solche Pluralisierung 
de lege feranda zulässig oder gar durch Sätze des Verfassungs- 
oder des Völkerrechts geboten ist. In beiden Perspektiven ist dabei 
vor dem Hintergrund der Ergebnisse der ersten Projektphase zu fra-
gen, ob sich entsprechende Institutionalisierungsprozesse oder –
bestrebungen als sachgerechte Reaktion auf 
pluralisierungsinduzierte normative Krisen deuten lassen.“ 
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„Leitung des Projekts Religiös radizierte Wirtschaftsordnungen un-
ter dem Grundgesetz – Neuthomistisches Naturrecht in deutschen 
Nachkriegsverfassungen nach 1945 (bis 2018).“ 

„Das Projekt will näher untersuchen, inwiefern in der Verfassungen 
der Jahre nach 1945 eindeutig religiös geprägte Normen zur Ord-
nung der Wirtschaft Eingang gefunden haben.  [...]. 

Schließlich istin normativer Perspektive zu untersuchen, ob sich die 
religiös induzierte Genese heute noch auf Deutung oder gar Geltung 
der Normen auswirken kann oder muss.“ 

„Leitung des Projekts Geistliche Gerichtsbarkeit religiöser 
Minderheiten – Integrations- oder Segregationsfaktor (bis 2012).“ 

„In Großbritannien hat unlängst die Erwägung Furore gemacht, briti-
schen Muslimen staatlicherseits die Möglichkeit einzuräumen, ein-
zelne Streitigkeiten nach den Regeln der islamischen Scharia zu 
schlichten. [...].“ 

„Ausgangspunkt ist die Arbeitshypothese, dass eine eigene geistli-
che Gerichtsbarkeit religiöser Minderheiten in ihrer Wirkung grund-
sätzlich ambivalent ist. Ziel wird es daher sein, Faktoren zu benen-
nen, die im Einzelfall den Ausschlag in Richtung Integration oder 
Segregation geben. [...]. 

Am Ende steht die Möglichkeit einer rechtsvergleichenden wie 
rechtssoziologischen Untersuchung existierender Modelle geistlicher 
Gerichtsbarkeit in modernen Verfassungsstaaten, die [...] auch die 
nähere Analyse islamischer und jüdischer (Schieds-)Gerichte zu 
leisten hätte.“  
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ANLAGE 14 

Gutachter II 

Stand: 27. Mai 2021 

Prof Dr. Christoph Bochinger 
Universität Bayreuth, Lehrstuhl für Religionswissenschaft mit 
besonderer Berücksichtigung der Religiösen Gewaltstrukturen 
Studium der evangelischen Theologie und Religionswissenschaft 
an der TU München (Wikipedia) 
Forschungsschwerpunkte 

• Systematische und Vergleichende Religionswissenschaft 
• Empirische Religionsforschung 
• Europäische Religionsgeschichte in der frühen Neuzeit und 

Moderne 
• Religiöse Institutionenkunde 
• Alternative Spiritualitätsformen in Deutschland 
• Religiöse Minderheiten, insbesondere muslimische Gemein-

schaften in Westeuropa 
(Homepage der Universität Bayreuth) 

Dr. Jörn Thielmann  
Philoophische Fakultät Universität Erlangen 
Zentrum für Islam und Recht in Europa 
Forschungsprofil 

• Islam in Deutschland und Europa 
• Ethnologie des Islams 
• Islamische Normativität 
• Zeitgenössischer und politischer Islam 
• Theorien und Methoden der Islamwissenschaft 
• Ägypten, Algerien  

Bücher: 
Ibn Taimiyya – a Social Market Economist Avant la Lettre? Diss. 
Nasr Hamid Abu Zaid und die wiedererfundene hisba. Scharia und 
Kanun im heutigen Ägypten. Würzburg: Ergon 2003 (Recht, Kultur 
und Politik in muslimischen Gesellschaften). 
(Homepage der Universität Erlangen) 
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ANLAGE 15 
Bezugsdatum 25.02.1987 

Verkirchlichung eines GG-Artikels 
Eines der im vorliegenden Fall grundlegenden Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts zum Religionsunterricht stammt aus dem Jahr 
1987. Es definiert, was Religionsunterricht nach Artikel 7, Absatz III 
öffentlichrechtlich darstellt. Die Interpretation des GG in dieser Fra-
ge gilt bis heute und ist mit ein Hauptgrund, weshalb es bislang nicht 
gelungen ist, islamische Inhalte gleichberechtigt neben christlichen 
in die schulische Lehr- und Lernpraxis zu integrieren. 1987 wurde 
bis zum Tage unbestritten den christlichen Kirchen durch BVG-Urteil 
ein Superprivileg verschafft. Ein nichtkatholischer Schüler hatte ge-
klagt, weil ihm an seinem Gymnasium unter Berufung auf Art. 7 III, 
Satz 2 GG verwehrt wurde, am katholischen Religionsunterricht teil-
zunehmen. Obgleich der GG Artikel-Text es sprachlich nicht hergibt, 
dass der Religionsunterricht ein Verkündigungsunterricht zu sein hat 
oder sein dürfe, wurde diese Funktion durch jenes Urteil ins Grund-
gesetz einmontiert.  
Zunächst der Text des GG-Artikels 7 III:  

„[...]. 

(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Aus-
nahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbe-
schadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemein-
schaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet 
werden, Religionsunterricht zu erteilen. [...]“ 

Das Bundesverfassungsgericht urteilt dazu:  

Beschluss zum Religionsunterricht nach Art. 7 Abs. III Satz 
2 GG vom 25.02.1987 (Auszug aus der Urteilsbegründung): 

„Seine Sonderstellung gegenüber anderen Fächern gewinnt der 
Religionsunterricht aus dem Übereinstimmungsgebot des Art. 
7 Abs. 3 Satz 2 GG. [...] Sein Gegenstand ist vielmehr der Be-
kenntnisinhalt, nämlich die Glaubenssätze [!!] der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft. Diese als bestehende Wahrheiten zu 
vermitteln ist seine Aufgabe. Dafür, wie dies zu geschehen hat, 
sind grundsätzlich die Vorstellungen der Kirchen über Inhalt und 
Ziel der Lehrveranstaltung maßgeblich. [...] Andererseits kann 
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das Verlangen, der Unterricht müsse ein ‚dogmatischer’ sein, 
zumindest heute nicht mehr so verstanden werden, dass er aus-
schließlich der Verkündigung und Glaubensunterweisung 
diene. Er wird vielmehr auch als ein auf Wissensvermittlung ge-
richtetes [...] Fach angesehen. [...]. Seine Ausrichtung an den 
Glaubenssätzen der jeweiligen Konfession ist der unveränder-
liche Rahmen , den die Verfassung vorgibt. (Der Volltext die-
ses Auszugs einschließlich der in ihm enthaltenen Verweise auf 
Literatur folgt weiter unten [Zit.11].) 

Bei mindestens vier von acht Belegautoren verweist das Urteil auf 
Autoren, die einschlägig Kircheninteressen verfolg(t)en. Mit Si-
cherheit gilt dies für 
v. Mangodt (CDU-Parlamentarier im Parlamentarischen Rat),  

Link (Professor am Hans-Liebermann-Institut für Kirchenrecht der 
Universität Erlangen-Nürnberg),  

v. Campenhausen (Leiter des Kirchenrechtlichen Instituts der 
EKD),  

Listel (Herausgeber des „Handbuchs des katholischen Kirchen-
rechts. Regensburg: Verlag Friedrich Pustet).  

Was zeigt ein Text-Vergleich GG/BVG im Detail? Zwei Zitate: 
Das GG sagt (umgestellt)  
wörtlich: 

Das BVG sagt (unter Berufung auf Art.7 
Abs.3, Satz 2 GG) parafrasierend, (hier 
parallelisiert zur Syntax des GG-Artikels): 

„Der Religionsunterricht 
wird erteilt 
in Übereinstimmung 
mit den  

Grundsätzen 
der Religionsgemeinschaften.“ 

Der Religionsunterricht  
vermittelt   
aufgrund des Übereinstimmungsgebots 
die 

Glaubenssätze  
der jeweiligen Religionsgemeinschaft. 

 

Man hat den Eindruck, dass hier Interessen, die mit ihren Anträgen 
in der Verfassungsgenese (1948/49) unterlegen waren, ihre ur-
sprünglich abgelehnten Ziele und Inhalte durch die Hintertür inter-
pretierender Beschlüsse des Bundesverfassungsgericht seelenruhig 
in den Text des Grundgesetzes einschmuggeln, ohne dass sich die-
ser wehrt. 
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ANLAGE 16 

1986  NRW: Erster Lehrplan für Islamunterricht in Deutschland 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                            341 Seiten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                    (MEB) 

                                                                                                  (MEB) 

 
                                               (deutschsprachig; später Kultusminister in Ägypten) 
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Aus dem Vorwort des Direktors des Landesinstituts  
Dr. Knut Nevermann: 
[...]. 
 
 
 
 
 
 
[...]. 

Aus der Einleitung des Curriculums: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
              [...]. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die drei Spiegelstriche stammen aus einem WDR-Interview mit Kul-
tusminister Girgensohn am 22. September 1981. 
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WDR II-Interview im Mittagsmagazin 
Datum: 22. September 1981 
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Berufliche Biographie des Autors 
Klaus Gebauer, geboren 11.11.1940 in Leipzig, zu Hause in Bonn, 
verheiratet, drei Kinder, fünf Enkel, Dr. phil., M.A. (Geschichte, Poli-
tikwissenschaft, Soziologie), I. und II Staatsexamen Gymnasium 
(Geschichte und Sozialwissenschaften), ist Regierungsschuldirektor 
i.R. Bis November 2005 tätig am Landesinstitut für Schule (NRW) in 
Soest und dort zuständig für die Lehrplanentwicklung in den gesell-
schaftswissenschaftlichen Fächern sowie Religionslehren.  

Seit 1979 betreute er in diesen fachlichen Bereichen die Entwick-
lung von ca. 160 Lehrplänen, davon ca. 30 im Bereich der Religions-
lehren: evangelischer, katholischer, griechisch-orthodoxer, jüdischer 
und alevitischer Religionsunterricht sowie Islamische Unterweisung 
bzw. Islamkunde (seit 1979). Von 2001 bis 2003 arbeitet er auf An-
forderung des Goethe-Instituts in Zeitabschnitten in Bosnien und 
Herzegowina an einem Lehrplan und einem Schulversuch zum inter-
religiösen Lernen gemeinsam mit serbisch-orthodoxen, islamischen 
und katholischen Theologen.  

Von ihm erschienen zahlreiche Publikationen für den Unterricht in 
den historischen und sozialwissenschaftlichen Fächern, zum inter-
kulturellen Lernen sowie zur Islamischen Unterweisung bzw. Islam-
kunde und zum Fach Praktische Philosophie, zuletzt verfassungs-
rechtliche Fragen zum Einfluss der Religionsgemeinschaften auf die 
Inhalte des staatlichen Religionsunterrichts, schließlich ein Beitrag 
zur Geschichte des Alevitentums. 
 

 

 

 




